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■ji ap Washington — ♦ 

* “Obdachlose, Häftlinge, Geisteskranke und ■ 
■" alte Menschen sind von US-Bundesbehörden mehr ^ 
" als 30 Jahre zum Teil ohne ihr Wissen als Ver- • 
" Suchsobjekte für Strahlencxperimente mißbraucht ■ 

■ worden. ‘Amerikanische Bürger wurden auf diese i 

■ Weise zu Meßinstrumenten für Radioaktivität’, i 

■ heißt es in einem in Washington veröffentlichten * 

m parlamentarischen Untersuchungsbericht. * 

■ Drei Jahre hatte der für Energiefragen zustän- » 
B dige Untersuchungsausschuß des Repräsentanten- * 

* hauses bisher weitgehend unbekannte Dokumente “ 

* des Energieministeriums geprüft, in denen die um ^ 
" 1945 begonnenen und bis in die siebziger Jahre ■ 
" fortgesetzten Experimente aufgeführt werden. ■ 

■ Auf das Ergebnis weist schon der Titel des Be- ■ 
richts hin: ‘Amerikanische atomare Versuchs- £ 

■ kaninchen: Drei Jahrzehnte Strahlenexperimente ♦ 

■ an US-Bürgem’.’’ * 

■ flamburgfir Ahendblatt — Nr. 250 Seite 11 £ 

■ vom 27.10.1986 £ 

J* 

Dieses Heft ist vor Drucklegung juristisch 
dahingehend überprüft worden, daß weder 
Inhalt noch Aufmachung irgendwelche 
BRD-Strafgesetze verletzen oder sozial¬ 
ethische Verwirrung unter Jugendlichen 
auslösen. 


•) Verfasser und V’cricger geben hiermit aus besonderer 
Vcranlas.sung der neuen StrafreehtsKigc ausdrücklich 
kund, keinerlei Zweifel über das Ge.schehen in Auschwitz 
oder anderswo zu äußern, sondern lediglich unter Bezug¬ 
nahme auf das der Presse zustehende Recht auf freie 
Information für historische Chronisten unter Maßgabe 
strenger wissenschaftlicher Maßstäbe zu berichten. 
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"Menschenopfer und Menschenversuche sind alltägliche 
Praxis in Universitätskliniken und Krankenhäusern der Bun¬ 
desrepublik. ... 

Forciert wird der Versuchsbetrieb von Bürokraten in den 

Krankenkassen und im Bundesgesundheitsamt. 

Versuchsperson zu werden, kann jedem Patienten, insbe¬ 
sondere jedem der elf Milliorten Menschen widerfahren, die 
jährlich in bundesdeutsche Krankenhäuser kommen. Gefähr¬ 
det sirtd häufig, aber keineswegs ausschließlich Kassenpatien¬ 
ten in Großkliniken. 'Besonders bei den bislang schwer 
heilbaren Krankheiten wie Krebs und Rheuma', warnte 
bereits vor Jahren der Münchner Professor Walter Trummert, 

'toben sich die Narren aus'. 

Da werden ohne offensichtliche therapeutische Notwen¬ 
digkeit radioaktive Substanzen injiziert, Venenentzündungen 
provoziert, Leberschädigungen mißachtet, Lungenentzün¬ 
dungen bewußt nicht bekämpft, Herzkranke tagelang kathe- 
tisiert, ja sogar Schwangere und selbst Kinder im Mutterleib 
mit Antibiotika vollgepumpt.' 
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/)(T Spifigel Nr. 37, 11. September 1978, S. 55,57 " 
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"... Ich glaube, ich habe persönlich noch eine hin¬ 
reichend gute Erinnerung an die Ereignisse in Europa, 
etwa ab dem Jahre 1930 und insbesondere auch an jene 
im Jahre 1938 und 1939. .Aus dieser Erinnerung heraus 
lassen Sic mich feststcUen: Mit SchuldzuweLsungen 
müssen alle Völker vorsichtig sein. Gerade der Aufbruch 
vieler, offensichtlich nur notdürftig vernarbter Wunden in 
letzter Zeit läßt mich vermuten, daß wohl keine der 
europäischen Nationen — und wohl Amerika mh cingc- 
schlossen — die Vergangenheit ganz bewältigt hat. Aber 
vielleicht sollten sich alle Nationen mehr darauf konzen¬ 
trieren, die unendlich großen Probleme der Gegenwart 
und der Zukunft zu bewältigen. Versuchen wir cs, und 
versuchen wir es gcmcin.sam.” 

Österreichs Bundespräsident Rudolf Kirchschläger im 
April 1985 in seiner Antwort auf die Medienkampagne 
des Jüdischen Weltkongresses gegen UNO-Generalsekre- 
tär Kurt Waldheim. 
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Mediziner überforderl 


Der Gegenstand des vorliegenden Heftes müßte 
normalerweise von einem Mediziner abgehandelt 
werden, der Zugang zu allen Behördenunterlagen hätte, 
spielten sich doch die hier zu analysierenden Vorgänge 
behördenintern mit ausdrücklichem Bezug auf ärztliche 
Schweigepflicht und Ausschluß der Öffentlichkeit ab. 
Soweit damalige Publikationen heranzuziehen sind, so 
handelt es sich vielfach — abgesehen von Gesetzen und 
amtlichen Kommentaren — um private Meinungen ein¬ 
zelner, die nicht für die Partei (NSDAP) oder das 
Volksganze verbindlich sein konnten. Wer — wie es viele 
der heutigen “Bewältiger” tun — einzelne solcher Publi¬ 
kationen aus der Zeit vor 1945 als Wille und Kenn¬ 
zeichen “des Regimes” ausgeben, sollte einmal ver¬ 
gleichen, w'as heute an dummem Zeug von Leuten 
dahergeredet und -geschrieben und veranlaßt wird, die in 
Amt und Würden sind, ohne daß jemand daraus ableitet, 
dies sei “repräsentativ für den Volkswillen” oder “das 
System”. 

Unsere gegenwärtige Lage im geteilten Deutschland 
ist jedoch für die Geschichtsforschung eine außerge- 
wöhnhche, aber erst recht für die Erforschung der 
Sterilisationsthematik zur Zeit des Dritten Reiches. 
(Gleiches gilt für das Thema “Euthanasie”) 


1 • Isin Mediziner kann dieses Thema nicht unabhängig 
bearbeiten, weil er aus zeitüchen und existentiellen 
Gründen dazu gar keine Möglichkeit hat. Dies näher zu 
begründen ist an sich überflüssig. Es mag genügen zu 
erwähnen, daß eine sachgerechte Untersuchung der mit 
dem Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
zusammenhängenden Vorgänge in den Jahren 1933 - 
1945 in Deutschland jahrelange Recherchen von eigens 
für diese Forschungsthematik angesetzten und finanzier¬ 
ten Wissenschaftlern erforderlich machen würde, die 
auch in sachlicher Hinsicht von den Behörden unter¬ 
stützt werden müßten. In allen diesen Punkten: Zeit, 
Finanzieren, Sachinformation seitens der Behörden 
haben solche Forscher nicht nur keine Hilfe, sondern im 
Gegenteil Widerstand zu erwarten, — sofern sie sich der 
heute üblichen politischen “Pflichtübungen” versagen. 


2 ) 

*'Eine weltweit ziemlich einheitlich auf hemmungs¬ 
lose Diffamierung der deutschen Vergangenheit aus¬ 
gerichtete und in “wissen.schaftlicher” Aufmachung ver¬ 
packte internationale Geschichtsschreibung arbeitet 
bereits jahrzehntelang ungehindert, ja abgesichert durch 
Strafgesetze in zuweilen durchaus geschickter Ver¬ 
mischung authentischer und verfälschter Sachverhalte, 
echter und gefälschter Dokumente, seriöser Quellenbe¬ 
züge und “wissenschaftlicher” Verwei.se auf Be¬ 
hauptungen gewissenloser Kriegspropagandisten, für die 
der Zweite W’cltkrieg keineswegs 1945 zu Ende gegangen 
ist. 

In der Menschheitsgeschichte war dies nach Er¬ 
ringung eines totalen Sieges zwar wohl immer so, daß 
“der Sieger die Geschichte schrieb”. Doch was sich 
heute vollzieht, dürfte dennoch weltgeschichtlich ein¬ 
maligen Rang haben, w'eil erst durch die moderne Tech¬ 
nik und die Großraum Staaten eine weltweite Synchroni¬ 
sierung der gezielten Falschinformation amtlich durch¬ 
setzbar und ein so ungeheures Machtgefälle zwischen 
Siegern und Besiegten wie nie zuvor geschaffen worden 
Ist. 

Ein heutiger Facharzt könnte die vielfältigen Umer¬ 
ziehungsmethoden, die ihren Niederschlag in gezinkten 
“Dokumenten”, falschen “Zeugenaussagen”, amtlich 
verbreiteten Lügen, e^iens zur Absicherung bestimmter 
Herrschaftsauffassungen geschaffenen Strafparagraphen, 
“politischer Bildungsarbeit”, Schulrichtlinien usw. 
finden, gar nicht durchschauen. W'’ollte er dies, so müßte 
er ein neues Studium begmnen und zwar in einem 
Themenbereich, der seiner eigentlichen Forschungsauf¬ 
gabe übergeordnet ist. Und wenn er dies sachkundig 
begänne, so würde er bald merken, in welchen Sumpf er 
sich hineinbegibt. In zig-tausenden von politisch-histo¬ 
rischen Büchern — von der Boulevard-Presse zu 
schweigen —, in Sachgutachten offizieller Institute, Ge¬ 
richtsurteilen, Doktorarbeiten und Habilitationsschriften 
haben sich diese Umerziehungsthesen ungehemmt 
niedergeschlagen. Selbst ein Fachmann überschaut diese 
Flut nicht mehr richtig, zumindest nicht mehr in allen 
Einzelheiten. Auch der Fachmediziner bleibt somit des- 
informiertes Opfer der für die politische “Gehirn¬ 
wäsche” angesetzten “Drahtzieher” und reiht sich, ohne 
es zu wissen, in die Schar der Multiplikatoren ein, die 
allesamt an der Nase geführt werden. 
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Wir erwähnen für diesen Sachverhalt, beispielhaft die 
Ärzte Alexander Mitscherlich und Fred Mielke, die im 
Jahre 1947 vom 51. Deutschen Ärztetag mit der Er¬ 
stellung einer Dokumentation über die Sachverhalte der 
Nürnberger Ärzteprozesse vor dem amerikanischen Mili¬ 
tärtribunal beauftragt worden waren. In dieser Arbeit, 
die dabei herauskam — im Jahre 1978 in Frankfurt/M 
unter dem Titel “Medizin ohne Menschlichkeit — Doku¬ 
mente des Nürnberger Ärzteprozesses (1948)” —, sind in 
der Tat sämtliche gefälschten “Dokumente”, die seiner¬ 
zeit sieger-amtlich “in den Prozeß eingeführt” worden 
waren, als authentisch unterstellt, kritiklos übernommen 
und als historische Tatsachenbelege bewertet worden. 
Wir haben in den llistori-'irhen Tutsm-hvn schon einmal 
auf dieses Huch hingewiesen. Eine eingehende 
Analyse dieses Buches lohnt sich nicht, weil hinlänglich 
bekannt i.st, nach welchen einseitigen und unfairen 
Methoden die alliierten Siegertribunal-Prozesse abge¬ 
wickelt worden sind und wie die ihnen zugrunde¬ 
liegenden “Rechtsstatuten” des “Londoner Protokolls” 
vom 8.8.1915 normale Rechtsgrundsätze vergewaltigt 
und den Weg von Lug und Betrug amtlich freigegeben 
haben. Immerhin dürfte die Reaktion der deutschen 
i'irzteschari auf dieses Buch von Mitscherlich und Mielke 
“Medizin ohne Menschlichkeit” beachtlich sein. Wir 
zitieren aus den Anmerkungen ebenfalls zweier Ärzte 
(Nachkriegsgeborene, die gleichermaßen offenbar weder 
zur Dokumentenkritik noch zur wissenschaftlich-wert¬ 
neutralen Analyse in historischen Sachverhalten fähig 
sind, wie ihr Buch “Zwangssterilisiert, verleugnet, ver¬ 
gessen”, Bremen 1984, ausweist — Schmacke,/Güse): 

“I>ie er.ste Fassun|^ des Berichtes löste tinruhe aus, .Mitscher¬ 
lich .schrieb dazu 1060 im Vorwort: 

‘Die .Anschuldigungen gegen uns nahmen schließlich ein 
groteskes .Ausmaß an, und man konnte in der Folge manchmal 
glauben, wir hätten das alles, was hier verzeichnet ist, erfunden, 
um unseren ehrwürdigen ärztlichen Stand zu erniedrigen.' 

Die erste größere .Auflage von 10.000 Flxemplaren ging an die 
.Ärztekammern zur Verteilung an die .Ärzteschaft. Die Reaktion 
war eisiges Schsveigen.; 

‘Nahezu nirgends wurde das Buch bekannt, keine Rezen.sionen, 
keine Zuschriften aus dem Le.serkrei.s; unter den .Menschen, mit 
denen wir in den näch.sten zehn Jahren zusammentrafeii, keiner, 
der das Buch kannte. F.s war und blieb ein Rätsel als ob das 
Buch nie erschienen wäre.’ " fSchmacke/Güse S 1731 

Immerhin war das die Reaktion der Erlebnisgenera¬ 
tion, die vielerorts einen Einblick hatte, wie es wirklich 
gewesen ist und die weder gewöhnt noch willens war, 
sich mit verunglimpfender Propagandaliteratur über¬ 
haupt zu befassen. Freilich muß dazu gesagt werden, daß 
mit Schweigen allein die dem Buch von Mitscherlich 
Mielke zugrundeliegenden “Dokumente” nicht aus der 
Welt ge.schafft sind, sondern einer ernsthaften wissen¬ 
schaftlichen Analyse bedürfen. Doch diese Analyse 

2I lliilnrucbe Tatmehfn Nr.23. S. 28 

3) Wir belegen unsere Behauptungen in bezug auf diese beiden Ärzte bei¬ 
spielhaft auf S. 35 - 37 


wiederum führt zu dem unmißverständlich und nur ganz 
hart auszudriiekenden Ergebnis, daß die allüerten Sieger¬ 
mächte in Ost und West in wirklich hemmungsio.ser 
Wei.se deutsche Dokumente in geradezu unendlicher 
Vielzahl fälschen und erpreßte sowie ebenso hemmungs¬ 
los verlogene 2ieugenau.ssagen von ihren Militärtribu¬ 
nalen als authentische Sachverhaltsbeweise ausweisen 
ließen, um damit ihrem Bestreben, die jüngste deutsche 
Ge.schichte “zu einem Verbrecheralbum” zu machen. 
Genüge zu leisten. Die Schwarze-Propaganda-Macher w'ie 
Sefton Delmer haben das ebenso wortreich be¬ 
kundet ■’), wie dies aus den Texten des Londoner 



Wilhelm (kmrad Röntgen (1845 - 1923) 


Als zunächst unbekannter Physik-Professor in Würzburg ent¬ 
deckte er mit 50 Jahren die X-Strahlen, die seitdem seinen Namen 
tragen. Wenige Monate später wurden sie bereits zum Segen der 
Menschheit in der Medizin angewendet. Im Jahre 1901 erhielt 
dieser bervorragertde deutsche Forscher als erster den Nobel-Preis 
für Physik. Die Menschheit verdankt ihm zahlreiche weitere 
wissenschaftliche Entdeckungen. 

Wilhelm Conrad Röntgen war jedoch keirreswegs eine Einzel¬ 
erscheinung der deutschen wissenschaftlichen Elite, sondern ihr 
Repräsentant. Ihm, wie zahllosen anderen Forschern, und — was 
dieses Heft vornehmlich anbetrifft — Medizinern, war das Ethos 
der Wissenschaft und die Arbeit für die Menschen, für die 
Menschheit und nicht — wie es die öffentlichen Mediengestalter 
seit 1945 (die ausländischen bereits seit 1939) der Weltbevölke- 
mng indoktrinieren — gegen sie Leitmotiv des Handelns. 

Es wird Zeit, diesen Sachverhalt in einer wissenschaftlichen 
Zeitschrift wie den flistorischon Tatsarhrn unmißverständlich 
zum Ausdruck zu bringen. 

41 Sefton Delmer, "Dis Deutschen und ich", Hamburg 1961, S. 497,499 
509, 549, 590, 617, 682 u.a. 
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Statuts, der Nürnberger Prozesse und der sowjetischen 
Staatspraxis geradezu systemimmanent beweisbar, ja 
offenkundig ist. 

3 .) 

International ausgestreute anti-deutschen Hetze 
schon der dreißiger Jahre fließt in ihren Thesen und Dik¬ 
tionen nahtlos “in die Wissenschaft” ein. D. h. Behaup¬ 
tungen agitationseifriger Journalisten und propagandisti¬ 
scher Auftragsschieiber von Artikeln, Broschüren und 
Büchern werden kritiklos als Feststellungen “histori¬ 
scher Tatbestände” gewertet und als solche weiterge¬ 
reicht. — vSeltsam allerorten: Kritikfähigkeit gegenüber 
gefälschten, entstellten, übertriebenen, einseitigen anti¬ 
deutschen Behauptungen ist kaum zu finden, — obgleich 
Hetze vielfach klar erkennbar ist und “demokratischer 
Pluralismus” Meinungsvielfalt erwarten läßt. Doch ge¬ 
rade bei dem hier anstehenden Thema ist Kritikfähig¬ 
keit mehr als sonst gefordert! Ein Mediziner ist einer 
solchen, bereits Jahrzehnte währenden politischen Hin¬ 
tergrundarbeit nicht gewachsen. Wenn er jetzt — 1986 
— etwas vom “Hitlerschnitt” zu hören bekommt, fällt 
auch er aus allen Wolken, s) 

4 .) 

Es dürfte kein Zufall sein, daß 40 Jahre nach Kriegs¬ 
ende abgewartet worden sind, ehe in bezug auf das 
Erbgesundheitsgesetz und seine Auswirkungen in der 
Praxis die massivsten Vorwmrfe gegen eine ganze Genera¬ 
tion des deutschen Volkes geschleudert werden, die 
Deutschland als ein Volk aus Schwachsinnigen und 
Verbrechern ausweisen. Und dies, obgleich zugestanden 
wird, daß 

“den Zeitgenossen das Vcrhällnis zwischen internationaler 
Sterilisationsbewrgung und nationalsozialistischer Sterilisations¬ 
politik durchaus klar war”, (S. 243) *) 
und daß 

“der politische Widerstand gegen Hitler der Stcrilisations- 
Politik kaum Bedeutung zumaß und bb heute der durch die 
Sterilisation getöteten Frauen und damit auch nicht des Beginns 
der nationalsozialistischen .Mordpolitik gedacht wurde.” (S. 340 -*• 

13 ) 

D.h. eine Zeit wird abgewartet, bis mit Sicherheit zu 

5) "Hitlertchniit" • angeblicher "Volksmund" laut Gisela Bock IS, 10) 
zur Kennzeichnung der Zwangsstorilisation im Dritten Reich. — Wir 
konnten diesen Ausdruck nicht früher veröffentlichen, weil er uns erst 
durch Gisela Bock 41 Jahre nach Kriegsende "bekanntgemacht'' wurde. 
Sollte einer unserer Leser ihn tatsächlich früher schon einmal gehört 
haben, so wären wir für eine solche Information mit näheren Angaben 
dankbar. — "das Große Lexikon des Dritten Reiches”, hrsg. v. Christian 
Zentner + Friedemann Bedürftig, München 1985, in das scheinbar 
sämtliche Umerziehungsthesen bis hin zur "jüd. Skeletlsammlung der 
Reichsuniversität Straßburg" IVgl, Hiitoritcbe Tatsachen Nr. 18) einge- 
flössen sind, kennt den Ausdruck "Hitlerschnitt" nicht. 

6) Seitenangaben beziehen sich auf das nachfolgend besprochene Buch von 
Gisela Bock "Zwaogssterllisatlon im Nationalsozialismus - Studien zur 
Rassenpolitik und Frauenpolitik''. Opladen 1986. 


unterstellen ist, daß auf Grund natürlicher Alterung und 
Sterblichkeit — sowie der Wirkung einer jahrzehnte¬ 
langen politischen imd juristischen Einschüchterung — 
kein kompetenter Praktiker aus damaliger Zeit sich zu 
den nunmehr erhobenen Vorwürfen zu Wort melden 
kann, aber es auch “nur wenig überlebende Opfer” mehr 
gibt. (S. 246) Bekanntlich hat ja die Nachkriegsjustiz 
auch die deutschen Ärzte als “Verbrecher” unter auto¬ 
matischen Arrest gestellt. 


Gewiß bleibt zu berücksichtigen, daß auch die Ge¬ 
schichtsschreibung ihre Zeit braucht, um Erkenntnisse 
detailliert vorzutragen, doch ist im Zusammenleben von 
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Millionen Menschen und Völkern nichts so geheimzu¬ 
halten, als daß nicht Wesentliches im Geschehen eines 
Volkes der Erlebensgeneration bekannt würde, zumin¬ 
dest aber sofort dann, wenn infolge eines politischen 
Machtumbruchs der Gegner das Zepter ergreift. 

Beim vorliegenden Thema erfahren wir zur Über¬ 
raschung der deutschen Vorkriegs-, Kriegs- und Nach- 
krieg-sexperten heute, daß es im Deutschland der Jahre 
1933 • 1945 grundsätzlich anders gewesen sein soll: 
“Massenoperationen” zwecks Zwangssterilisierungen 
ohne Notwendigkeit und normale Recht^rundsätze “be¬ 
reits 1934”, (S. 233) 
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Gisela Bock’s Habilitationsschrift 

“1,2 Millionen sterilisationspflichtig” 


“etwa 1% der 1933 in DeutNchland lebenden gebärfähigen 
Frauen (bis 1945) sterilisiert (= 360,000)” (S. 238), 

"Wegen der Begrenztheit und Unzuverlässigkeit der verfügbaren 
amtlichen Zahlen ... spricht manches für die .Vngaben des ameri¬ 
kanischen KorrespoiKicnten, der die Gesamtziffer der gesetz¬ 
lichen Sterilisationen auf 475.000 schätzt.“ (S. 238) 

“... fast eine Million .Menschen zur Sterilisation angezeigt" 
(S. 232, 457) 

“... rund 1,2 Millionen stcrilisationspflichtig” (S. 240) 

“ln den ersten Jahren wurden vor allein die Anstalten durch- 
kämmt, und dieses Reseivoir war Ende 1935 teilweise erschöpft.” 
(S. 241) 

— “alle ‘minderwertigen’ Frauen, — ‘fremdvölkische’, 
‘fremdrassige’, ‘deutsche’ — ’’ (S. 455) 

”... neue Kategorien von Stcrilisanden wurden geplant” (S. 457), 
“... 10 - 30% Frauen als Gebärende gleichwohl unerwünscht” 
(S. 461). 

Doch gehen wir ins Detail; 

Als 500-Seiten Band der Schriften des Zentral¬ 
instituts für sozialwissenschaftliche Forschung an der 
Freien Universität Berlin (eh. Institut für politische 
Wissenschaft) ist 1986 im Westdeutschen Verlag, 
Opladen, die “Zwangssterilisation im Nationalsozialis¬ 
mus — Studien zur Rassenpolitik und Frauenpolitik” 
von Gisela Bock erschienen. 

Es muß zugestanden werden, daß dieses Buch außer¬ 
ordentlich viel zusammengetragenes Material enthält. 
W'er es im einzelnen beurteilen will, muß selbst ein neues 
Studium beginnen. Insofern hebt es sich zweifellos von 
manch anderen “Bewältigungswerken” ab. Doch es gilt 
auch hier, was bereits Oswald Spengler in seinem “Der 
Untergang des Abendlandes” 1924 gesagt hat: 

“Die Presse und in Verbindung mit ihr der elektrische Nach¬ 
richtendienst halten das Wachsein ganzer Völker und Kontinente 
unter dem betäubenden Trommelfeuer von Sätzen. Schlußworten. 
Standpunkten, Szenen. Gefühlen, Tag für Tag, Jahr für Jahr, .so 
daß jedes Ich zur bloßen Funktion eines ungeheuren geistigen 
Elwa.s wird. ... Schießpulver und Buchdruck gehören zusammen. 
... Heute leben wir so widerstandslos unter der Wirkung dieser 
geistigen .\rtillerie, daß kaum jemand den inneren Abstand ge¬ 
winnt. um -sich das Ungeheuerliche dieses Schau.spieLs klar zu 
machen." 

Bevor wir das Buch von Gisela Bock jedoch auf 
seinen inhaltlich-wissenschaftlichen Wert hin unter¬ 
suchen, sei auch in diesem Fall auf den § 193 StGB 
verwiesen, der da lautet: 

“S 193. Wahrnehmung berechtigter Intcrcs-sen. 

Tadelnde Urteile über wissenschaftliche, künstlerische oder ge¬ 
werbliche Leistungen, desgleichen .Äußerungen, welche zur Aus- 

7) Oswald Spengler, “Der Untergang des Abertdlandes" II. Bd. — "Der 
Staat", Sonderdruck. München 1924, S. 173+ 174. 


führung oder V'ertcidigttng von Rechten oder zur Wahrnehmung 

berechtigter Interessen gemacht werden. sind nur insofern 

strafbar, als das Vorhandensein einer Beleidigung aus der Form 
der .Äußerung oder aus den Umstämlen, unter welchen sie ge¬ 
schah, hervorgeht." 

Es soll mit der Zitierung dieses Paragraphen ver¬ 
mieden werden, daß erneut die Strafkammer eines Land¬ 
gerichts die wissenschaftlich berechtigte und notwendige 
Kritik eines Buches als “Herabsetzung von Autoren” für 
strafbar erklärt — selbst wenn diese sich selbst gar nicht 
herabgesetzt fühlen —, um unter diesem Vorwand das 
vorliegende Heft der Schriftenreihe "//r.sfon'sr/ie Tat- 
S4irlipn ” wieder zur Vernichtung einzuziehen wie die Nr. 
15 “Kenntnismängel der Alliierten”. 

Zuvor sei ferner darauf aufmerksam gemacht, daß der 
Rechtsanwalt der Bundesregierung in seinem Schriftsatz 
zur Revision beim Oberverwaltungsgericht in Münster im 
Indizierungsverfahren gegen das Buch des Verfassers 
“Wahrheit für Deutschland — Die Schuldfrage des 
Zweiten Weltkrieges” dargetan hat, daß selbst Publika¬ 
tionen, die sich “bewußt wissenschaftlich geben, Zitate 
und Belegstellen anhäufen und sich durch entsprechende 
Weitschweifigkeit auszeichnen” keineswegs sachgerechte 
Auskünfte zu liefern brauchen, sondern “die Offen¬ 
kundigkeit der Tatsachen” dem sogar diametral ent¬ 
gegenstehen kann. Das ist schließlich offizieller juri¬ 
stischer Sprachgebrauch! Also: Das Verweisen auf Fuß¬ 
noten und andere Quellen ist in sich für eine wissen¬ 
schaftliche Arbeit nicht ausreichend. Es bedarf zusätz¬ 
lich einer ganzen Reihe anderer Kriterien. 

Wertneutrale Darstellung 

Zunächst: Die Wissenschaft verlangt «wertneutrale 
Darstellung. 

Gisela Bock bedient sich allzu oft eines Stils, der 
wissenschaftlichen Ansprüchen nicht entspricht. Bei¬ 
spiele: 

a) 

"Schließlich macht .sic (die Fintstchungsgcschichte der ein¬ 
schlägigen Gesetze, — d. V'crf.) deutlich, daß die nationalsoziali¬ 
stische Glorifizierung des ’deutschen V'oIkc.s’ zugleich die Er¬ 
klärung seiner ‘.Minderwertigkeit’ war. Die Entstehung des natio¬ 
nalsozialistischen Slerilisationsge.sctzes ist von einer eigenartigen 
Kombination von Öffentlichkeit und Geheimhaltung und von 
verschiedenen Weisen der Anknüpfung an die vorausgegangenen 

8) Schriftsatz der Rechtsanwvaltskanzlei Prof. Dr, Redeker, Schön, Dahs & 

Sellna» v. 20.3.1984, Blatt 5; vgl. Uistoriu hr Tatmchm Nr. 29, S. 37. 
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Aktivitäten und Entwürfe geprägt. Seit der Entwurf des l’reu- 
tiischen Landesge-sundheitsrats bekannt wurde, verdichteten sich 
•Anfragen und Forderungen. .\m 3. Noveinhrr 1932 empfing 
Reichsinnenminister Freiherr von (jayl vier V'crtreter der Ärzte- 
sehaft, die ein Stcrilisationsgesetz per Notverordnung begehrten. 
.\m 7. .November forderte der deutsche Ärztevereinsbund, zu¬ 
gleich im Namen des Hartmannbunds. beim Rcichsinnenminisler 
dringlich ein Gesetz, um aus der Einsicht in die gegenwärtige 
erbbiologische Situation des deutschen Volkes praktische Folge¬ 
rungen zu ziehen.” (S. 80) 

Nicht nur, daß Gisela Bock 
“die EntstehungsgestJhichte der 
einschlägigen Gesetze” zur “Er¬ 
klärung der .Minderwertigkeit” 
des in Anführungsslriche gesetz¬ 
ten “deutschen Volkes” für ge¬ 
eignet hält, - sie la.stet alles, was 
auch vor dem 30. Januar 1933 in 
Deutschland irgend jemand dies¬ 
bezüglich gesagt oder getan hat, 
dem Nationalsozialismus an und 
verfärbt allein schon durch ihre 
Terminologie “Sterilisationsge¬ 
setz” anstatt “Gesetz zur Ver¬ 
hütung erbkranken Nachwuchses” 

Sinn und Bedeutung de.s gesamten 
Anliegens. Gleichermaßen ver¬ 
fährt sie anschließend für die Zeit 
nach der .Machtübernahme Hit¬ 
lers: alles, was irgend jemand in 
Deutschland in bezug auf das 
GVeN (Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses) gesagt, 
oder getan hat, wird von ihr un¬ 
differenziert als Wille oder Kon¬ 
sequenz “des Nationalsozialis¬ 
mus” gewertet, auch dann, wenn 
solche Äußerungen oder solches 
Wollen sich “im Nationalsozialis¬ 
mus” gar nicht durchsetzen konn¬ 
ten, mit anderen Worten “der Na¬ 
tionalsozialismus” dagegen war. 


"Der .Nationalsozialismus führte eine .\rt Zweifrontenkrieg 
gegen Frauen; nicht nur als *Anlifemini.smiis' gegen Frauen in 
intellektuellen und anderen qualifizierten Berufen, somlcrn auch 
als Gebärverbot für ‘minderwertige’ Frauen.” (S. 137) 

Dieser “Zweifrontenkrieg gegen Frauen” führte zwar 
zugegebenermaßen bereits 1933 zu einer “merklichen” 
Steigerung der Geburtenrate (von 1933 - 1938 jährlich 


Unf«llopf«r. Am«: Sedeulen M«n%<h*i r«ituche m«di;’n>sdien ForlechfiU Oddf krimirt«Ue» Verh«lU«i? 

Experiment gelungen, Patienten tot 

In bundosdoutschen Kliniken: Medikamentoo-Tosta nn ahnuftgsloson Kranken 


Mit Millionenaufwnnd Ußl die westdeutsch« Pharnutdndu- 
strie. eiportslärkst« der Welt, «n Patienten neue Medi¬ 
kament« «usprobieren — luweifan mit tödlichem Aus^ar^ 
und oft ohne Nutzen für die Arzneimi1tel*S«chethelt. Oie 
Versuchspersonen sind über die Risiken der Tests« die 


Kranke noch krooker machen können, nur seiten volltiän* 
dig mforiniert: Forschungsberichle lesen sreh oft. als 
hätten Frankensteins Schüler s»e verfaßt. Jetzt beschul* 
digt ein Rechtsprofessor die Eiperimentetoren kromi- 
nelier Harnflungen. Sein Urleii: «Vorsätzliche Tölung." 


Ö) nächstes Beispiel für nicht wertneutrale Dar¬ 
stellung 

“Für kinderreiche .Mütter wurde 1939, wenige Monate vor 
Kriegsbeginn, ein Mutterkreuz eingeführt: berüchtigt, weil cs - im 
Unterschied zu Ehrenbuch und Eisernem Kreuz - für .Mütter 
bestimmt war. ... Tatsächlich war seine Einführung das Einge- 


l)er Nr. 37. 11, September 1978, S. 54 

971.000 auf 1.349.000), doch war dies, was amerika¬ 
nische Zeitgenossen als einen “wahrhaft phänomenalen 
Zuwachs, der in der Geschichte keine Parallele habe”, 
lediglich eine “nationalsozialistische Triumpfpose” (S. 
143). Dabei gibt uns Gisela Bock zu bedenken, daß zwar 
weiterhin freiwillig und unabhängig vom National¬ 
sozialismus geboren wurde, “aber Gebären wie Nicht- 
Gebären geschah auch dem Nationalsozialismus zum 


Trcf?” is lfi9l 


ständnis, daß die Organisierung und Besserstellung kinderreicher 
Mütter gescheitert war; .stattdessen brachte es ihnen kostenneu- 
trale Ehre. ... Es war sichtlich weniger wert als das Eiserne Kreuz; 
so konnte dieses, nicht aber jenes vor Sterilisation schützen.” (S. 
125) 

Ein Kommentar zu diesem Diffamierungsstil ist wohl 
nicht nötig. 


“Die Vereinheitlichung bestand — praktisch der einzige Inhalt 
des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 3. 
Juli 1934 - in der Errichtung ‘Staatlicher Gesundheitsämter’ in 
Stadt- und Landkreisen, um Sterilisationskandidatcn zu erfassen 
und ihre Sterilisation zu beantragen.” (S. 187) 


t 




Wer diese Formulierung liest, muß den Eindruck 
gewinnen, als habe die Vereinheitlichung des Gesund¬ 
heitswesens in Deutschland — im Gegensatz zu allen 
anderen Völkern und Zeiten — den “einzigen” Zweck 
gehabt, “um ...” siehe Zitat. Auch eine solche Formu¬ 
lierung hat doch wohl nichts mit Wissenschaft zu tun. 

Es kommt noch besser, doch müssen wir uns aus 
Platzmangel beschränken: 

e) 

"Im Jahr 1935 wurden Klinik und Eugenik, praktische und 
wissenschaftliche Psychiatrie in der ‘Gesellschaft Deutscher Neu¬ 
rologen und P.sychiatcr' unter Küdins schon erwühntem kate¬ 
gorischen Zeugungs-lmperatK- zusammengcschlossen, der für 
‘Minderwertige’ Zeugungs- und Gebärverbot hieß. Gleichzeitig 
wurden pss’chiatri.schc Anstalten zum Schulungsgelände für die 
Sterilisations- wie bald auch für die Euthanasiepolitik: .An In- 
.sassseil demonstrierte man, was 'nicht' Leben bzw. was ‘lebensun¬ 
wertes' Leben sei. Ein Arzt in Bethel berichtete 19.37 von 30.000 
- 50.000 Besuchern im Jahr, die aus Organisationen, Schulen, 
Gauführerschulen ‘mit dem einen Gedanken’ kamen; 'Jetzt sollt 
ihr Erbminderwertige vorgeführt bekommen. Ein Pfarrer spricht 
einleitend über Eigenart und Wesen der Inneren .Mission und am 
Ende der Führung spricht ein Arzt. Man muß sich anpassen, cs 
paßt nicht alles für die gleichen Leute. Man müßte sie zummdest 
•sehr geschickt darauf hinweisen. daß sie Brüder und Schwestern 
vor sich haben. Die Anstaltsführungen haben besondere Be¬ 
deutung." (.S. 195) 

Die Gründung einer wissenschaftlichen Gesellschaft im 
Dritten Reich ist ein Zusammenschluß unter “kategori¬ 
schem Zeugungs-Imperativ”; zig-tausende Besucher psy¬ 
chiatrischer Anstalten, “kamen” (nur!?) “mit dem 
einen Gedanken, Erbminderwertige vorgeführt zu be¬ 
kommen”. Andere Gedanken wie z.B. über menschliches 
Leid, Tragödien, familiäre, gesellschaftliche Problematik, 
Aufgaben von Ärzten und Pflegepersonal, Heranziehung 
von Nachwuchspflegern .sind in Gisela Bocks Diktion 
ausgeschlossen. Nur so läßt sich demonstrieren, daß 
Gesellschaftsgründungen selb.st unter deutschen Akade¬ 
mikern und Anstaltsführungen “im Nationalsozialismus” 
etwas gänzlich anderes gewesen seien, als überall sonst, 
wo Menschen Zusammenleben oder zusammengelebt 
haben. — Wissenschaft? 


Es muß einem Wissenschaftler als zu abartig er¬ 
scheinen, diese abnormen Passagen auf Logik und reale 
Sachverhalte hin zu analysieren. Anscheinend führte nur 
ein einziges Volk oder “Regime” Krieg, und dann so¬ 
gleich gegen alles, was es in der Welt außer ihm gab! 

Wen w'undert’s, daß Gisela Bock nichts vom 1933 
an Deutschland erklärten “Heiligen Krieg” des Herrn 
Samuel Untermayer im Namen des Weltjudentums 
zu berichten weiß und auch nicht von Herrn Theodor 
Nathan Kaufmann, der diesen “Heiligen Krieg” mit 
den Mitteln der Sterilisation des gesamten deutschen 
Volkes selbst nach Kriegsschluß fortzusetzen propa¬ 
gierte und dabei den us-amerikanischen Präsidenten 
F.D. Roosevelt als begeisterten Advokaten auf seiner 
Seite wußte? 

3 ) "Im Jahr 1942 berichtete rfer schon mehrfach genannte und 
gewöhnlich zuverlässige amerikanische Beobachter von 3.750 
Sterilisationstoten bis zum Kriegsbeginn, und die Gesamtzahl der 
unmittelbar oder mittelbar durch die Sterilisation Getöteten läßt 
sich auf 5.000, die der Frauen unter ihnen auf rund 90% .schätzen. 
Ihr l'od war nicht ein tnißliche.s ‘Nebenprodukt’ einer ‘nur’ auf 
Sterilisation und ‘nicht’ auf Mord zielenden Geburtenpolitik, 
sondern geplanter und bewußter .Massenmord. Für Frauen war die 
Sterilisationspolitik nicht Vorstufe, sondern Beginn und erste 
Etappe der .Massenmorde an F'raucn und .Männern. Messer und 
Tod. Gewalt und V'^ergewaltigung waren für Frauen nicht nur 
.Metaphern, sondern seit 1934 Realität." (S. 380) 

Wallace R. Deuel, auf den nachfolgend gesondert 
eingegangen werden muß, US-Deutschland-Korrespon- 
dent der C.hirnjio Daily .Vph'.s, half beim Schätzen der 
Zahlen. Das genügt ja dann für die Beweisführung der 
Zahlen als auch für die Folgerungen eines “geplanten 
Massenmordes von Anfang an”. Weitere Nachweise für 
diese Behauptungen wurden nicht geboten. 

“Beweisführung” 

Kommen wir zur Frage der Beweisführung. Punkt g) 
spielt hier bereits hinein. Gisela Bock bedient sich 
hierbei fünferlei Methoden: 


Der Zweite Weltkrieg war ein ‘Rassenkampf' gegen ‘innere’ 
wie 'äußere Feinde’. Dementsprechend wurde während dieser 
.sechs Jahre auch der rassistische 'Geburtenkrieg’ der ersten sechs 
Jahre des Regimes fortgesetzt, und zwar an den drei Kriegs¬ 
schauplätzen des umfassenderen Rassenkriegs: an der mili¬ 
tärischen Front kriegführender Männer, an der Front des Ver¬ 
nichtungskrieges in den Konzentrationslagern, der gegen Männer 
und Frauen gleichermaßen geführt wurde, und an der 'Heimat- 
front’, wo Frauen im Vordergrund standen.” (S. 435) 


9 ) Ernst Rüdin « Psychiater, Mitverfasser des GVeN und des diesbez. 
Kommentars (1934 erschienen, 1936 ergänzt), Vorsitzender des Sach- 
vetstandigenbeirats für Bevölkerungs- -t Rassenpolitik im Reichsinnen¬ 
ministerium. Leiter der Forschungsanstalt für Psychiatrie in München 
und Verfasser zahlreicher rassenhygienischer Aufsätze. 


1 ) 

• •/ Behauptungen ohne Beweis, 

2 ) 

*■•/ Verweis auf unseriöse Autoren und deren bloße 
Behauptungen, die ihrerseits überhaupt nicht wissen¬ 
schaftlich abgesichert sind und keine Beweise bieten. 


3 .) Verweis auf “Dokumente”, die sie jedoch über¬ 
haupt nicht kritisch auf ihre Authentizität hin überprüft 
hat, jedoch als echte Dokumente ausgibt. 


4 . ) 

5 . ) 


Verfälschende Wiedergabe von Dokumententexten. 
Verweis auf authentische Dokumente. 
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Methode 1): Behauptungen ohne Beweis 

"Bisher wurde jedoch nicht von der Situation der hier iin 
Zentrum stehenden Minderheit, den knapp 200.000 zwangssterili¬ 
sierten Frauen, auf die Gesamt Situation von Frauen geschlossen, 
und ebensowenig von den fast 200.000 vertriebenen und den rund 
100.000 ermordeteten deutschen und nichtdeiiTschen Zigeuner¬ 
innen, von den rund 60.000 ermordeten weiblichen Bewohnern 
psychiatrischer .'Anstalten, von den vielen Millionen ermordeten 
nichtdeiitsehen, jüdischen wie nichtjüdischen Frauen, von den 
über zwei .Millionen Fremdarbeitcrinnen, mei.st aus dem O.sten, die 
während des Zweiten Weltkrieges in Deutschland lebten und 
starben. Sie alle waren Opfer de.s nationalsozialistischen ‘Ge¬ 
burtenkriegs und des Kassenkriegs insgesamt. ..." (S. 13) 

Wenn man nur einmal diese ohne jegliche Beweis¬ 
führung behaupteten Zahlen mit der Darstellung von 
Gisela Bock auf den Seiten 374, 378 und 379 vergleicht, 
dann bekommt man von der “geleisteten Arbeit“ 
erst den richtigen plastischen Kindruck. Auf den genann¬ 
ten Seiten heißt es; 

“Die Durchtrennung der männlichen Samenleiter war ein 
anatomisch vergleichwei.se geringfügiger Eingriff, und er wurde 
häufig ambulant ausgefülirt. Das .Vbbinden, Quetschen. Durch¬ 
schneiden, Entfernen der weiblichen Eileiter erforderte hingegen 
fast immer einen Bauchsehnitt mit V'ollnarkose. Rund 100 
Methoden der Sterilisation von Frauen waren damals bekannt. 
Gew'öhnlich nahm man .\bstand von der ... Gebärmutlercnt- 
fernung. 

Beobachter sprachen vom ‘Sterilisiertag', an dem cs ‘auf Hauen 
und Stechen’ ging und der zweimal wöchentlich angesetzt war. 

Kaum eine der Frauen war freiwillig in die Klinik oder den 
Operation.ssaal gekommen, ‘Weigerung und strikte .Ablehnung’ 
waren die Regel. ... 

Gegen Widerstand, Erregung, ‘motorische Unruhe’ und die 
‘Kämpfe auf dem Untersuchungsstuhl' wurden rrgelmäBig zusätz¬ 
liche Zsvangsnarkosen vor der Operation eingesetzt... 

Vollnarkose und Vorsatznarkose wurden auch deshalb ange¬ 
wandt, ‘da man immer damit rechnen muß, daß der Operierte das 
Gesehene oder Gehörte, teil.s beabsichtigt, teils unbeabsichtigt in 
entstellender Form weitererzählt und so gegen das so notwendige 
Gesetz Stimmung macht’. ... 

Die Icbcnsgefälirdenden Wirkungen des Stcrilisationszwangs 
dauerten auch nach der Operation, während des zwei- bis drei¬ 
wöchigen Krankenhausaufcnthalts, fort. Ein Teil der Frauen lag 
‘tagelang in einer entsetzten Schreck Stellung da und reagiert auf 
alle Versuche, sich mit ihm ins Benehmen zu setzen, mit größter 
.Angst.” 

Man beachte noch einmal den durchschnittlichen 
Krankenhausaufenthalt von 15 - 24 Tagen, wie er auch 
in anderen Fachbüchern bestätigt wird. •®) 

Nächstes Beispiel für Beliaupluiigen 
ohne Beweis 

"Die Pläne zur Sterilisation von anfänglich rund 125.000 
‘Mischlingen’, dann von zwei bis drei .Millionen europäischer 

10) Dora Naeff, "Eingriff und Verlauf der sterilisierenden Operation bei 

der Frau", Dissertation Heidelberg 1935, S. 13 <• 

Kurt W.G. Uhrich, "Erfahrungen über die Sterilisierung erbkranker 

Frauen", Dissertation Mannheim 1937, S. 6. 


Juden und drei .Millionen Slawen, sind bekannt. Sic wurden Ende 
1941 zum ersten .Mal, dann auf der Wannsec-Konferenz und auf 
zwei weiteren Sterilisaiionskonfcrcnzen ira Lauf des Jahres 1942 
besprochen, hauptsächlich von .Männern, die Erfahrung hatten mit 
der Sterilisationspulilik der vorangegangenen Jahre; ‘.Mischlinge’ 
sollten die ‘Wahl’ haben zwischen Deportation, also Ermordung, 
und Sterilisation. ... 

.Ab 1941 befaßte sich Himmler, zusammen mit seinen 
SS-.Arzten, mit Methoden zur Massen.sterilisation von .Menschen 
ohne deren Wis-sen. insbesondere mit der Röntgenmethode, die 
unbemerkt eingesetzt werden sollte. Sie wurde an einer unbe¬ 
kannten, in die Hunderte gehenden Zahl von Konzentrationslager¬ 
häftlingen beiderlei Geschlechts, an Zigeunern, J uden und Polen 
erprobt, vor allem in Ravensburg und in .•Au.schwilz.” (S. 359) 



Professor Hans Spemann (1869 - 1941), Freiburg, erhielt 1935 
den Nobelpreis für Medizin für seine hervorragenden Arbeiten auf 
dem Gebiet der Entwicklung tierischer Organanlagen. Auf Grund 
mühseliger Abschnürungs- und Überpflanzungsversuche an Lurch- 
Keimen mit feinsten Instrumenten und Hilfsmitteln gelangen ihm 
entscheidende Einblicke in die organische Entwicklungsmechanik, 
wobei selbst Keimextrakte nach Übertragung auf andere Keime 
sogenannte Organisatoreffekte auslösen. Auch Zwillingseffekte 
wies er an Molcheiern durch allmähliche Zweiteilurtg nach. — 
Diese Erkenntnisse setzten den Weltruf deutscher Pionierleistun¬ 
gen auf dem Gebiet der Medizin sogar — manche mögen staunen 
— zur Zeit des Nationalsozialisnxis fort. 


“Die Pläne .... sind bekannt”. — Daher erübrigt sich 
eine Beweisführung. Das nennt sich dann “Wissenschaft” 
(!) des Zentrahnstituts für sozialwissenschaftliche 
Forschung der Freien Universität Berlin. Gisela Bocks 
Arbeit ist eine 1984 von der Technischen Hochschule 
Berlin (West) angenommene Habilitationsschrift! 

Näciisles Beispiel für Beliauplungen 
ohne Beweis 

Auf S. 237 “nimmt” Gisela Bock “an, daß ...” und 
folgert daraus: “dementsprechend wurden ...” und fährt 
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fort: “Es dürften also ...” — Ein für die Wissenschaft 
unmögliches Vorgehen zur Beweisführung von Sachver¬ 
halten! Zitat wörtlich: 

“Esiit anzunehmcn, daß in den fünf Jahren von 1940 bis 1945 
in den Grenzen von 1937 etwa 50.000 - 100.000 Sterilisationsver¬ 
fahren im Gang waren; dementsprechend wurden etwa 30.000 - 
90.000, whätzungswcisc 60.000 Sterilisationen durchgefiihrt. Es 
dürften also in den Grenzen von 1937 zwischen 1934 und 1945 
etwa 360.000 Menschen nach dem Ge.sctz von 1933 sterilisiert 
worden sein: fa.st 1% der Bevölkerung im .Ailtcr von 16 bis 50 
Jahren und knapp über 1% der .Mtersgruppc von 18 bis 40 Jahren, 
in der am häufig.>itcn sterilisiert wurde. Zusammen mit den 
Sterilisationen außerhalb der Grenzen von 1937 betrug die 
Summe etwa 400.000.” (S. 237 - 238) 

Daß Verfahren, die erst “nach dem Endsieg” durch- 
geführt werden sollten, noch hinzuzuzählen wären, dar¬ 
auf machte Gisela Bock noch gesondert aufmerksam. 

Nächstes Heispiel für Behauptungen 
oline Beweis 

“ln Gebieten wie Berlin, wo ein beträchtlicher Anteil der 
Bevölkerung jüdi.sch war, war auch der Anteil der jüdischen 
Sterilisationsopfer hoch; ihre .\nzahl ist unbekannt. Ihr .\meil 
fällt um so mehr ins Gewicht, als angenommen werden darf, daß 
jüdische .Vrzte und .-\nstalten ihre jüdischen Mitbürger auch vor 
1936 selten dem .Amtsarzt anzcigten." (S. 357) 

Gisela Bock kennt zwar die Anzahl nicht, “weiß 
aber”, daß sie “hoch” war, was “um so mehr ins 
Gewicht fällt, als ...” siehe Zitat. 

Nächstes Beispiel für Behauptungen 
ohne Beweis 

“Die Praxis der ra.ssenhygienischen .Abtreibung entzieht sich 
der historischen Rekonstruktion, denn unter den zahlreichen 
Formularen, die in den Sterilisation.sprozessen benutzt wurden, 
gab es keines für die Zustimmung zur Abtrcilrung; nur selten 
wurde eine solche festgehalten, und eine schriftliche Erklärung 
der Schwangeren liegt nie vor. Mochten sie freiwillig, unfreiwillig 
oder gar nicht eingewilligt haben, so bestätigen doch das Fehlen 
solcher Dokumente und ein Teil der Sterilisationslitcratur, daß, 
zusammen mit der Zwang$.stcrilisation, auch Zwangsabtreibungen 
an ‘minderwertigen’ Frauen praktiziert wurden.” (S. 387) 

Das Fehlen von Dokumenten gilt als “Beweis” für 
den behaupteten Sachverhalt! 

Nächstes Beispiel für Behauptungen 
ohne Beweis 

“Die sexualpolitische Seite der Sterilisationspolitik hieß in 
erster Linie Freigabe männlicher Sexualgewalt gegenüber‘minder¬ 
wertigen’ und zwangssterilisicrlen Frauen.” (S. 394) 

“Fürsorgerinnen wiesen darauf hin. daß Frauen durch ihre 
Sterilisation, die zumal auf dem Lund sich schnell herumsprach, 
zu ‘Freiwild’ für -Männer würden. ... 

Einem Bericht zufolge wurde unter Soldaten und 'in der 
Fabrik etwa am Montag' gefragt: ‘Nun, noch immer keine Sterili¬ 
sierte gefunden? ’ ” (S. 393) 

In diesem Stil geht es weiter. 


Methode 2): 

Verweis auf unseiiö.se Autoren 
und deren bloße Beliauplungen 

Wenn hier von “unseriösen” Autoren die Rede ist, so 
sind jene gemeint, die vorgeben, wissenschaftliche Ana¬ 
lysen zu erstellen, in Wirklichkeit jedoch lediglich Propa¬ 
ganda betreiben, indem sie zwar auf Fußnoten und 
“Dokumente”, “Berichte” und sonst etwas verweisen, 
ohne diese jedoch auf ihre .Authentizität oder natur¬ 
wissenschaftliche Möglichkeit u.ä. geprüft zu haben. Es 
gibt unter diesen Leuten auch solche, wie z.B. den in 
den USA lebenden Prof. Raul Ililberg, die, wenn sie vor 
Gericht unter Eid als Zeuge vernommen werden, offen 
zugeben, daß, wenn er in seinem Buch einen historischen 
Sachverhalt behauptet habe, niemand daran glauben 
oder ihn deshalb als bewiesen ansehen müsse. '') 

ln der Nr. 23 der Historischen Tatsachen “Zigeuner 
bewältigen eine halbe Million” ist diese Methode neu¬ 
zeitlicher “Geschichtsschreibung” an Hand der Arbeits¬ 
weise von Hohmann, Kenrick, Puxon, Steinmetz, Zülch 
und anderen beweiskräftig dargelegt worden. In anderen 
Nummern der Historischen Tatsachen sowie in weiteren 
Arbeiten des Verfassers wurde der gleiche Sachverhalt in 
bezug auf zahllose andere Autoren ebenfalls nachge- 
wie.sen. Zumeist kann man solche Autoren auch unter 
dem B^riff der “anti-fa” Propagandisten einstufen wie 
z.B, Ino Arndt, Hilberg, Klee, Mitscherlich/Mielke, Polia- 
kov, Reitlingcr, Rückerl, Schnabel, u.a. Für den Ver¬ 
fasser ist daher nicht erstaunlich, daß sich die Genannten 
unter den “wis.senschaftlichen Quellenbezügen” von 
Gisela Bock in der gleichen Leichtfertigkeit und ohne 
jegliche Vorbehalte wiederfinden, wie man dies in nahe¬ 
zu sämthehen Büchern der gegenwärtigen offiziellen 
sowie offiziösen, bzw. öffentlich geförderten, er¬ 
wünschten, “gängigen” Literatur gewöhnt ist. 

Eme nähere Untersuchung der Schreibweise dieser 
Autoren erscheint für die hier vorliegende komprimierte 
Analyse unergiebig, weil a) dies z.T. in anderen Arbeiten 
des Verfassers bereits gesc;hehen ist und weil es b) für das 
wissenschaftliche Sachverständnis hier wichtiger ist, Ver¬ 
weisen auf behauptete Dokumente nachzugehen. 

Beispiel 

Auf S. 361 führt Gisela Bock aus, daß “im Zentrum 
der frühen Pläne zur Lösung der Zigeunerfrage” — 
“bevor auch die.se zum Massenmord eskalierte” — “von 
Anfang an die Massensterilisation” zu nennen sei. Unter 
Verweis auf Steinmetz, Kenrick, Puxon, Zülch sowie ein 
Stück Papier “Gedanken über den Aufbau des Reichs¬ 
zigeunergesetzes” werden für 1935 Erörterungen 

111 Onginalzltat siehe Heft Nr. 25 "Macht und 

Prozesse = Wahrheit"? , S. 32 II, Aussage itrs Zundel-Prozeß in Toronto , 

Jan. 1985. 

12) Angebliche Notizen des Oberregierungsrates Zindel an Staatssekretär 

im Innenministerium Plundtner 
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über ein “Zigeunergesetz” behauptet, das eine “restlose 
Lösung des Zigeunerproblems” zum Inhalt haben sollte. 
Hierbei seien Zigeuner mit “Brutstätte von Mord und 
Totschlag oder Verbrechen aller Art” gleichgesetzt 
worden, was auf die letztlich beabsichtig Art der 
“restlichen Lösung” schließen lasse, wenngleich auch 
vorerst von “Abschiebung und Überwachung” als 
“Hauptmittel” die Rede gewesen sei. 

Dem Leser wird jedoch vorenthalten, daß es weder 
“von Anfang an” noch in einem “Zentrum der frühen 


sind. Mit einem solchen Verfahren kann man natürlich 
ganze Bücher füllen und getrost “eine Million als Men- 
schenkehrricht der Großstädte beiseiteschaufeln” (S. 
68). Mit historischer Wahrheitfindung hat das allerdings 
nichts zu tun. Klaus Dörner behauptet Tötungszahlen 
auf Grund nicht spezifizierter “Schätzungen” (S. 77) 
und bezieht die Vernichtung erwachsener Geisteskranker 
in die “Kriegsvorbereitungen” ein (S. 78). Er deutet 
willkürlich nach freiem Ermessen — ohne Beweisführung, 
versteht sich — und “schätzt” erneut: 


Pläne” dergleichen gab, daß auch Steinmetz, Kenrick, 
Puxon, Zülch lediglich Behauptungen ohne Beweise auf¬ 
gestellt haben, — und vor allem: daß es ein solches 
“Zigeunergesetz” überhaupt nie gegeben hat. Somit 
hatte offensichtlich “der Nationalsozialismus” solches 


“Besonders berüchti|i(t wurde der Erlaß des bayerischen Innen¬ 
ministeriums vom 30. November 1942, demzufolge arbeitsfähigen 
Patienten in den .\nstalten bessere Verpflegung zukommen sollte: 
in der damit eigentlich gemeinten negativen Umkehrung leitete 
das die Einrichtung eines ausgeklügelten Systems ein. nach dem 


verhindert. Und das “deutsche Volk” 



konnte davon überhaupt nichts wis¬ 


sen, was heute als für den National¬ 
sozialismus “systemtypisch” unter¬ 
stellt wird. 


5!« 

Hd(^ 00 ßfß^bIoft 


Teil 1 


Nächsles Beispiel 


Seite 8: “Rund 400.000 Menschen 
sterilisiert”. — “Grundlegende Quelle 
hierzu ist immer noch die Arbeit von 
Klaus Dömer ‘Diagnosen der Psychia¬ 
trie’, Frankfurt,^M-New York 1975, S. 
59 - 95”, Campus Verlag. 

Klaus Dömer, geb. 1933, Oberarzt 
an der Psychiatrischen Klinik der Uni¬ 
versität Hamburg und Lehrbeauftragter 
für Medizinische Soziologie, stieß bei 
seinen diesbezüglichen Forschungen 
innerhalb der zeitgeschichtlichen Lite¬ 
ratur auf einen “nahezu weißen Fleck” 
(S. 59) und konnte sich lediglich auf 
“publizierte Prozeßakten oder auf sie 
gegründete Veröffentlichungen stüt¬ 
zen’, die zugegebenermaßen “frag¬ 
würdigen Auswahlkriterien” unter¬ 
worfen waren (S. 60), wobei er “auf 
die Probleme der Erblichkeit besonders 
psychischer Krankheiten und der 
Degenerationskrankheiten” nicht ein- 
gehen konnte (S. 68). 

Klaus Dömer zitiert nach Behaup¬ 
tungen Anderer, die irgendwelche an¬ 
geblichen Äußerungen einzelner total 
unbekannter, jedenfalls unmaßgeb¬ 
licher Leute “wiedergeben”, die ihrer¬ 
seits jedoch nicht einmal nachgewiesen 


1933 'Jlusgcgtl'tu ju ©trlini ben 2 , 5 . jidi 19^13 9 ir. 86 

f^rlrl jMt ^rm k 4 3 ui> 1933 • . « 

CerpTOMH« fai ^Nidiltfftiuna btt Qrwfbuim« hi 'S ttiftn^ i vti if IH«d Oftt 

2I> . . 5 Ml 

GttPttHMg Hc riscc i)itir.rai«aet. Om» 22.^uti 1933. ^.^1 

^eU<Siib»t»»g«ti wnb 7-1. 1933 . .e ^ 

Orimtnttnq ]tiT SutAfibrun« flbcfcyt tm bn iti Nt 

Crbtlurq RliütMti HUiiftltTdf«« aib f«»A]ge» ülaMffItlunQfR ^ti 23 3^1' ■' $ 


jur Sfrbötun^ tcbfranfcii 
«om t4.3«iU 1»33. 

JWrfidTrgifCHnfl 'bsii to? folgenbf tr- 
f(fifo0nir tdi biftiuil rrcfünt«rt iptio: 

§ 1 

(i) 'Vitv ctbfrvluf ifir fonn 

dnff unfrwblKiT gfaiai^t itcbrn^ ii*enn 

no6 ben Ctlofitunflrn tfi dritliitert 
mit groprr S^bildjcinlidifrit ju rnvarirn iß, M 
ffirie ?lo(bfcTnnifi! an fÄiceren forpctlidien 
grcih^irn i^bfthdhfB leibe» icerben. 

(9) CibfTiinf im £mne biffr^ C^rfr^e» i|l, larr an 
ciiiti bei fdgenbtn jhanlfifüeii [eibei: 

1. oagrbpirnrin Sffituacfcfinn^ 

2. 0(bij(‘p&renie, 

3. jirFuldtcm (nic!nlfib*te|»Trffi»rm) JtwffiHj 

4. frblidKT 0a!IFvK&t, 

ü. (trbUditm Seitscanj (önntinglcnff^e <Sbon^), 

6. crWiArt IMinblyii, 

7. erblidift louMieit, 

5. )(fiicerei exDIidiri fuii^eTlidier 'I^tjjbjibuRig. 

( 3 ) otdier fann uitftuililbat ttecbenr toei: 

an fdiireitm ?lIfoDcli$iru3 IfibtL 


§ 2 

(i) ?lnifaa^becel^ilial ifl berjtiiij^, hi unjiudil' 
tbÄT aemaebt wtbtn icU. 5^1 tu^et gcfdb.ifc3uttfdMg 
obet loegrn rntniunPigt ober bm ff 

ncbtpbnrr Srben^jabT ncvfi nicht ooOmbet/ fc> 
ift bre grfr^lid^ SecJreirt aniicgK’ftrcbltatf rr 
Det.irf toju cfT Öintbniigung brt 
grrii6ll. 3” übrigen be^AranRer ijif» 

fibüftffäbii^tnc brbaif Clnttag ber ^uüiniiniiiig 
bf» gHrtticbm $etUetrr 4 . ein $uCljd&iiciei 
Olten t)fif'jeT plt feine fVrfon erbalten,- fa iff beffen 
3 u0iinmuu^ erfoibeiliA. 

SBft44f)frebb1. *933 I 


{i) tVm ?fiTtraa rft eine t^febeiniguna einel fiit 
ba 3 TieulfAe !KriA apurobierre» ’?lTjir 4 ^ijuffigen, 
bufi brr UnfniAlbaTiumaibefibe über bat Sefen 
tmb ble |]to(0en bei UnftiubtbaTindtfutng aufgeflörr 
»borben 10. 

(S) flnlio^ fann juiiNfgrnomnirn raeebeti. 

S 3 

^ie UrrfiuAtbannorfiun^ föimen atiA beantragen 

1. bei beainme ?fip^ 

2 . für bie ihanrrn'/ $rt(> ober 

t>nriiran>ToU ober tiiter s2tiafaA0j{i bet Clif 
(taltalour. 

§ 1 

Tftx ifntrad itl fAiiftfiA ober iiir dlirC^efArifr 
bfx O^feböftefeeae br« ^ibivfunwil^riAta 
'ilrlTen. !Üie bem Hntrag ju O^iURbe üegenben *^ai' 
Farfirn ftnb buieh ei» drjHicbrb (dictaAtrn cbri auf 
aitbfie 1B}rift gloiibhaft xnadien. ^ie CbefAdftf- 

* 7 efle bot btm beomieten t(r)( oon briri ?(ii(ra.; 
jbrnntntl jti geben. 

S 5 

9ufidnMf| füt liif ifl tat 

hcil»<i(Ti6l, In ©Cjit( Nr UnfiuitiSanii 

inodittiN feintn aUgrmeiw« Örtiditfffjnt) bat 

§ » 

fl) t\i# 5 it^efiiiitSfil»g(ii(fit i|i tiitfm ifinl! 
jtricEit jnjuntifNi«. 40 biilthl aiiO elnfui Jlnitj- 
alJ Soiflbrnltii, fiium bMmtihn flrit unf 
rinem rofilrtrn fiU fcoj Drutf^ Jftlrfi asprcbitclcii 
01151, ttr mit Nr CrS^un^fnittilrbrf bttonbetS wi- 
tr,iiit tfl. 0iit jrbrl Mitglirb ift rin tkrtnrir 511 

(S) t(l0 tDurfibrnNr i|l auOgcf^'lr'lKn, nift übtr 
einni Olnlrcg ouj uatmunbfcbafHjtriifrllirbf iVnrh- 
inigung no* § 2 tlbf. 1 tnlfifiitNn bnl Sat rin 
Na'mttttr Htjl Nn flntiag atiblll, fo taim rt bri 
Nr Snifeftibung m<bf nillioltfcii. 
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die wenijfer Arbeitsfähigen durch allmählichen und exakt-dosier- 
ten Nahrungsentzug zu Tode gehungert wurden. ... Die Gesamt¬ 
zahl der durch die .Aktion T 4 getöteten Menschen wird auf 
80.000 bis 100.000 geschätzt. Ein großer Teil der V'crgasungs- 
anlagen und des ‘eingearbeiteten’ Personals wurde nach Ende 
dieser Aktion in den Osten verlagert.” 

Welche “Vergasungsanlagen”, — auch darüber keine 
Einzelheit, klar. Drei Seiten weiter informiert Kin ns 
Dörner dann wiederum ohne Beweisführung, dieser 
(Erlaß) habe das “negative Gegenteil davon (vom gesag¬ 
ten Positiven) verstanden und durchgeführt, so im er¬ 
wähnten bayerischen Erlaß zur Einführung des Hunger¬ 
todes”. Die gleiche “Logik” wendet er an, wenn er in 
diesem Zusammenhang selbst von “Thesen” spricht, sie 
jedoch dadurch “bestätigt” sieht, “daß gerade die be¬ 
amteten Ärzte kaum im Ausmaß ihrer Möglichkeiten 
ihrer Vemichtungsfunktion zuwiderhandelten” (S. 84). 
— Verstehe das, wer will. 


Hat sich Klaus Dömer in den o.g. 32 Textseiten zur 
Sterilisationsthematik nur mit wenigen Sätzen geäußert 
— er behandelte “Euthanasie” und “Endlösung” —, an 
Beweisen hierfür überhaupt nichts geliefert, auf 
“Schätzungen” verwiesen, ohne Anhaltspunkte für .Art 
und Berechtigung solcher “Schätzungen” auch nur ein 
einziges Mal zu erwähnen, so mutet es schon grotesk an, 
wenn Professorin Gisela Bock diesen Autoren als wissen¬ 
schaftlichen Schätzungshelfer für ihre eigenen behaup¬ 
teten Vorgänge und Zahlen anführt (S. 380, Fußnote 
31). — Soweit diese “grundlegende Quelle”! 

Näciisles Hcispicl 

Auf Seite 354 schreibt Professorin Gisela Bock — wir 
müssen auch hier leider wieder zitieren, um dokumenta¬ 
tionssicher zu arbeiten: 


•um 


590 ?lfid'^f(tCbIall, ^a6Miii>|) 1933, Iö( I 


S ^ 

(i) T>a> rer t»in (frl>flr|unN)tit»' 

i(l niifct Wc lli*. 

(:) Soii Crt'driuiiHtitiixrld’l fiat Mt netu'tntl- 
|)cn (hinuitlunittn aiiäi9tUrn,' (ann ^u(itn unb 
«.idwetfläoMat rtoiMjni'n (oicit taS «(( 6 nti<fit 
Ctiiftintii uno Mt Irjllidi: UnKifuitiunfl ^t? lln- 
|iiidsKit)uinji 4 rnMn «ncil^nrii ttnfc tlin ni uiunt- 
ÄiirtlHttn rcifiitan laiftn. ttiif 
^mrSuiimg uat bti utit 

wtRiinMßni foipic auf Mt au 3 f(Wit 6 ”ui*() unt HM 
ItbituB^ tn Clktiihti) 3 fT!riini fuMn Mt tjätfi^rifttR 
Mi fii'i'iViuilSr WmtmMuijj. 

Hijtt, Mt all ^u^tR oUr :fathrti9änM^f titmom* 
B<fu irtiMn, rnit'r^nf !Rüdr»l)l auf täs SVtuf»- 
(uMimiill |ui !Iu»la,rc iiti)i|iu(ittt. (Utiidäl- uni> 
i^niuiUun|^li<cl)üta«n foirit jManfruauflaUra ^obtu 
Irni ei(jr|uuM|rilfam<l’( auf drfuifttn Hiilfunft ju 
rtitiliu. 

§ » 

'Da» Cuttiifel Sai uwttt SeiürffitMiauin) Ml 
'äiiiltit Giotl-niKra Mc {VrMiuMuuj uitl) Qnrnl' 
iiifonhiuf itaA fjtitr ÜMvjtiwun^ j» tnlfthtibtu. 
T:it Sr'cMuiiiafl-juji tt|i>(i(t auf (kiunt niütiMIdxi 
IVtatitnn mtl SlimintnnuHMit. IVr 8 tf( 6 Iafi ift 
fituifilM dbjufajffR uub reu Mn an Mi 8 tli^>i^- 
faffuu^ Mtniiatrn WifglitMTH ju »uttTfATfiMn. 
Gi lUH^ Mt äiüuM au(i(Mn, aul Mittn Mt Un- 
ftndubai maiünua 6 ff(^Io|trn oMr aO^tltlinl irorMit 
ÜL r« 19 Mm MntrooffiUtr, btui Momlt- 

!tn Hi{l futrit Minjtnii}rn {ufuJlrlltR. Mfftn Uu- 
FTiKMbunnadiunii btarlTOfll icerMn i|l, «m, faltl 
Miffi nitbt aiilia(;lMrt(Mi,'|i ifl, fiiittm ^fftlitM« 

StltTttft.' 

5 0 ■ 

At^n Mn 'Stf(Mu9 tönntn Mt im $ 8 Sa^ i M- 
(ibdiittirn ntTfontu binntn tinii titeifrifl oan timm 
l^irnal naif' Mr ^nfirlluna ftMifllidi rMi fur 
MitMtidiiift Mi aticMfliHtUt M« CiintfuntMUl- 
SiiiMt'ttM finle,iin. I4t ISifi^tiM Ijal 
ouftifiitMnM ffiitfuno. ÜMi Mt SVfdiiKtM tnl- 
icMIMt tai fibatiunCM'IM'MtjrtnlK. (fkjwn Mt 
Snldnmuiiii Mc StfdiuMiMfriil iR ®itMrtinitM>n|! 
in Mn rcri^ Stanb tn tnilrtttbfnMt Hmstnbanj) 
Mi tSorjttinftcii Mi Sirilprojt^oibiittng iiiläffig. 


i 10 

(i) £ksl StbgtfunbliiiltuSttgrciibl nirt lintm 
CbttlanMljrhiM angrglitMit nub uinfoM MIfeu 8 C' 
jicl. brntbl aiil tintm DKitiStib Mt ObiilanMl' 
Urniflii, tintM Mamlrltu Htjl unb ctunn mcittirn 
füi baii tVutfiM 9<tii^' abbtebicitn Hr.U, Mc mil 
itr GcbafFuntbrnll'litt bcfenbrii rmiaut ifl. flür 
itM tüiliglitb in rin Stilititi jii btDcUcn. g G 
Hbf. 2 gilt tnlfrctdKnb. 

(?) Ilui baS Sftiä^itii cot Mm Sibgrlunbricilt- 
obtjgtiirbt ünbtn §S ~i ® intfbtKhtnM HnioinMmg. 

(n) Siic eib(iciunM»itecMt(i[Ti(fcl mrfditiMl ttib- 
gültig. 


S H 

(l) Xxz Ult UnfimtaKiimaiiuniit nchctnMgt 
diiniiiiii'itf GiiuitiR baif nur in tinti MTantm- 
auRaft bon tintm Für bal TriiHiM ^rldi arrtobitt' 
ifnjlut au?fltiübii imtm. .ritjtt baif bm Gin. 
griff ti»! bnnrbuini/ icmn Mi bit Uiifiuduboi. 
niadjiiug onctburiiM ©cftbluS mtüülrig gtirciMu 
i(l. E« obriRr i'anMnbthötbt MRimrat bit Scan, 
frnonflalltn iinb Htjtt, Mittn bit aulfübtung Mt 
Unfiwblbauuaibung übttl.iütn irtrMn batf. Tti 
Giiiarilf baef iiilbl bur^ tintn ttvjl ccrginciumm 
iKibtn, Mt bfu Hnrtag gcRtllt cMt in btin *!cr. 
faMru alt 9ii|ibti milgmiill bat. 

(i) Erl aulfüliuuM Htu ba< Mm btanilttin 
Hrit tinin fcbriftlüfiin Stiidu üba' bit Hulfübrung 
bn tlnfiuditbarmai^ng untii HngaM btt aRgticrn- 
btitn Brrfobrent tir.juttid)tn. 


§ 12 

(j) /Sat bat (Bfridit b« Unfnidilbiiinijiljung tnb. 
aillliL' btfrbloljtn, jo ijl fit aiub gigen btn ffliUrn 
«I UnfiiidubarjumaiMuMn aulafüfittn, foftrn 
nidil bitfti allein Mn Hnlcog gejtml bol. Etc bt- 
amltlt Stijl bot Mi Mr PoligtiMbitM bit riforbtr- 
liiMn SbuRn.'ibintn (u btanfiagin. Zbivtil aiiMtt 
BlaRnobnitn niibt aulifiilifti, iR bit Hnirtnbung 
unimUtlbarrn ^mnngtl UilGlfig. 

Fs) Grgrbrn Rtb UmFFänbt, bit tint luxbnialigr 
ptiifung btl SaMbtiballt iifotbrrn, fo bat bao 
GibgtfunbMilliutiibt bal Brifaticcn isiebrt auftn- 
ntbnitn unb bit Hulfübning Mr UnfnxMbai- 
madinng cctläufig ju untrrfagen. 9Sat Mt Sntrag 
abgtltbnl motMn, fo Ift bit TOitMToufnaftnit nui 
mÜfftg, mtnn ntut 'lotlaiMn ringrttrlnt finb, iwIrM 
bit Unfructiibaiinoibiung itifitftitigiR. 

§ 13 

(i) Eit Fboritn btt gtciefiilirMn tVtfabtrnt (lägt 
bit £laai»ta|Tt. 

IS) Eit ftoiltn btt dijtlidirn Gingilfft iiaai bti 
Mn Mr Itiantniwtliitming nngtbctrnbtn IViiiMirn 
bit AtanFtnlaffi, bti anMirn Ritiionin im ifallt btt 
iSilftMbiSifligreil Mt iWiifctotocibanb. ^ oHtti 
anbtrtn ftiilltn tiägt bit >ti>fttn bit jut $ 6 M btt 
‘KinMflfi^ Mt diillidvn IMbiübinioibnuna unb bri 
bunl)i(tinieilicbtn tlflearlölif in Mp öffenlliditn 
ftranlinanftalicn bit G.iaattla|Ii, baiiibn Miaut 
Mt Unftuiilbargtniadiii. 


S 11 

Gl« UnftudUbaimaiMmg^' bit nitfiF notfi bm Bor. 
f6rif)m birftt (Stitbeb trfelgt, iemit eint Snlftt- 
aung Mt jbrimbrii'tn finb nur bann )uläfüg, Icmn 
ein Ürgt fic na 6 Mn Segeln Mt diilliMtn .ftnnR joi 
Hbtrtnbuna ttntr tinfttn Gkfabt für b.io Geben cbtT 
bit Ofcfunbbtii btsjenigm, an Mm er fit vomimml, 
unb inil brjftn Gintoilligung Cclljitbl. 



9lr. HO — 2a,) btt Huögabr; 

§ 15 

fi) ©it on Mm Sttfabrtn cMt an Mt üutfüb 
rung M( rfntuiaüiMn Gingtijft Micilijttn ©ttfotim 
jinb }ut Sttitbmitiltnbtil ettcRiibiel. 

(«) iScr bei e<JucrigiOfli<hl unhfiigt iinciMi- 
banbeit, »irb mil tfielöngntt bit jii rmem ^nCitt 
oMi mit Arltfliült btfttoft. Eit Bfifolgiina ttiii 
nur ouf- Hnttng tin. Etn HntTa.) faiin oiiit Mt 
griflbtnM fetDtn. 

i le 

()) E«t BcIIjug biejft Wtfteti litg: Mn SanMt. 
ttflievungtii ob. 

(*) Eit nbtifirn CoiiMtbibötbrn brflimram, bcf 
Mbolllnft btt BerftbiiFttn Mt 10 HbF 1 cab 1 
nnb brt § 10 Mbf 1 ea» I, St» unb Btjirl Mt 
enUtMiMnbtn Attiiftle. '5it ttnenntn bit ÜSiinlitMt 
unb Mmi BtTlitlrr. 

I 17 

Eti Ktlditminiftet btt ^nnern tiläRI im Sin- 
otmtfimtn mil Mm Jlikbemiiiifltt btt juRij b« 
jut Euitbfübtung biefrt atjtliiä ttfoiMTlMbtn 
SinfitS. unb tSttnsalhingtoccIcfitiiien. 

S 16 

Bitftt Oyffb Kitt am 1. ^oniior 1937 in fttait. 

fktlin, Mn 14. >li H'33. 

Ett JItitijblaiijIet 
H b elf ^ i 11 r t 

Ett 9lti«bb’"''''l*” 3 nnctn 

gtitf 

Eft SHciifebminiflti btt 
l>r. ® ü 11 n 11 


jjünfti Betotbnung )ut Eurfifiibning Mt »etotb- 
nnng iibtt bit tKoHtiiMmiTiHboflans. 

Born 2U. 3iili 1933*). 

Hilf ftriinb ton § 12 btt ükioibnung üMr bit 
E<oil'mMn'iiifibaflun.j com 23.2Hai 1032 jJfttiM*- 
gtlebbUI £.231) mitb mctbnrt: 

§ 1 

(i) Cttlbfoihn, intbfFpuMrt Gftunjgrib, BaMK' 
gtlb, BanFnoitn (§ 2 Hbf. 1 Mt iietotbnimg übet 

•l t» £«ut(d>iit 'JlnA^oMTHirl »«► TnrtAi|*f« 

nt 170 !£4 lirfi 
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... wurde eine andere Gruppe von Schwarzen zum Sterilisa¬ 
tionsobjekt: 600 - 800 Jugendliche. Kinder weißer Mütter und 
schwarzer Vater, die den französischen ßesatzungstruppen nach 
dem Ersten Weltkrieg angehört halten. ... in der rassistischen 
Sprache hießen sie, wegen ihres ‘Bluts’, ‘.Mischlinge’ bzw. ‘Rhein¬ 
landbastarde’. ... Einige der Jugendlichen wurden von Sterilisa¬ 
tionsgerichten verurteilt. 

In den Jahren von 1933 bis 1937 wurden die übrigen in 
mühsamen Recherchen von Landesregierupgen, Anthropologen 
und .Ärzten aufgcspün. ... mit Hilfe eines ‘vom Führer und 
Reichskanzler erteilten Sonderauftrags auf dem Gebiet der prak¬ 
tischen Erb- und Ra.ssenpf]egc’. .Alle, die erfaßt werden konnten, 
wurden gegen ihren Willen sterilisiert; einer von ihnen wurde zum 
Beispiel vom Anlegeplatz eines Rheindampfers, auf dem er arbei¬ 
tete, zur Operation geführt." 

Als wissenschaftliche QueUe wird u.a. Reiner Pomme¬ 
rin, “Sterilisation der Rheinlandbastarde”, Düs.seldorf 
1979, Droste Verlag genannt. Professorin Gisela Bock 
übernimmt alle seine Aus-sagen als historisch authentisch, 
ohne auch nur ein einziges Mal seine Recherchen, Quel¬ 
len, Behauptungen hinterfragt zu haben. 

Wir sehen uns daher genötigt, dies nachzuholen: 

Reiner Pommerin, Geburtsjahrgang 19-43, Diplom- 
Pädagoge, schöpft sein Wissen über das Dritte Reich, 
speziell jenes über die aus der französischen Besatzungs¬ 
zeit 1918 - 1937 als “Negerbastarde” in Deutschland 
Herangewachsenen, lediglich aus den Quellen, die ihm 
aus bedrucktem, beschriebenem oder fotokopiertem Pa¬ 
pier auffindbar waren. 

Die erste Spur fand er zufällig in den .Akten des 
politischen Archivs des .Auswärtigen Amtes (S. 6). Daß 
es sich dabei allerdings — wie sein Dokument Nr. 4 im 
Dok.-Anhang ausweist — um eine unbeglaubigte Schreib¬ 
maschinenschrift mit dem Titel “Abschrift” ohne Unter¬ 
schrift handelt (Stempel ‘Auswärtiges Amt 5. Apr. 1934’ 
besagt gar nichts, kann jeder nachmachen), erfährt nur 
der aufmerksame Leser, der sich durch die 100 Seiten 
seiner Broschüre hindurchgearbeitet hat. Diese erste 
Spur machte ihn jedoch keineswegs skeptisch, sondern 
erst richtig “heiß”. 

Doch was folgte danach? Hören wir ihn selbst: 

“Weitere ErmittlunRcn und Nachforschungen gestalteten sich 
besonder.s schwierig.” (S. 6) 

“Aus den zur Verfügung stehenden Quellen geht nicht hervor, 
daß Vortäuschung eines Krankheitsbefundes zur Sterilisierung 
eines .Mischlingskindes geführt hat.” (S. 52) 

Es gelang mir . zwei heute noch lebende .Angehörige dieser 

farbigen Minderheit zu ermitteln. .Mein Schreiben an diese beiden 
Betroffenen, die ich um Mithilfe bei meinen Forschungen bat, 
blieb unbeantwortet." (S. 59 Fn.) 

W ir konnten niemanden über das Zustandekommen dieser 
Freiwilligkeit (zur Sterilisation der “Bastarde” — d. Verf.) be¬ 
fragen.” (S. 83) 

“Anhand des vorliegenden Aktenmaterials ist die genaue Zahl 
der durchgeführten Sterilisierungen an .Mischling.skindern nicht 
sicher festzustellen.’’ (S. 84) 


“In den Staatsarchiven waren keine Spuren der Sterilisaüons- 
aktmn zu finden. Um so wichtiger sind daher die von der ‘Gowna 
Komisja Badania Zbrodny Hitlcrowskich w Polsce’ in Warschau 
Dt. Boberach übergebenen Folokopien aus dem dort lagernden 
Be.stand des Reichsministeriums des Innern, auf die sich dieses 
Kapitel stützen konnte. Die Kopien sind in den Bestand Reichs- 
ministerium des Innern (R 18) des Bundesarchivs eingcarbeitet 
worden und tragen die Sigmatur R 18/1271.” (S. 78 Fn.) 

“Die Literatur, die sich mit der nationalsozialistischen Ras.scn- 
Ichre befaßt, enthält zu dem von uns hier vorgcstellten Problem 
keinerlei Hinweise. ... Auch neuere Studien zum Rassismus ent- 
liaiten nichts über das von uns untersuchte Schicksal einer 
farbigen .Minderheit in Deutschland. Der Hauptgrund, warum 
dieser Beitrag ... erst jetzt vorgelegt werden kann, liegt ... an der 
bisherigen Unzugänglichkeit der .Archivalicn. die letzten Auf¬ 
schluß über die beschriebenen Sterilisierungen im Sommer 1937 
ergaben.” (S. 85) 

“Diese Sterilisierung farbiger Kinder mußte aber aus Rück¬ 
sichtnahme auf die Außenpolitik streng geheim bleiben und ohne 
.Aufsehen durchgeführt werden.” (S. 87) 

Selbst dieser Sachverhalt machte Reiner Pommerin 
nicht skeptisch: Wie hätte so etwas überhaupt geheim 
bleiben können, daß nach seinen eigenen Aussagen bis 
zum Jahre 1978 — das sind 33 Jahre nach Kriegsende! — 
niemand etwas davon wußte? (Reiner Pommerin hatte 
auf Seite 85 auf Historiker verwiesen, die das Rasse¬ 
thema untersucht und ihre Bücher zwischen 1960 + 
1978 veröffentlicht haben). Nicht nur das Reichsinnen¬ 
ministerium, die Gestapo mit verschiedenen regionalen 
Dienststellen, Amtsgerichte, Gesundheitsämter, Gutach¬ 
ter, Kommissionsmitglieder, Arzte, Krankenhäuser wa¬ 
ren angeblich “in diese .Aktionen eingeschaltet”, sondern 
natürlich auch die Betroffenen, ihre Verwandten, Nach¬ 
barn, Freunde, Arbeitskollegen usw'. hätten davon wis¬ 
sen müssen. Und so etwas wird doch sofort weiter¬ 
erzählt, insbesondere bei so viel — wie wir heute wissen 
— “Widerstandskämpfern”, die dieses Wis.sen sofort ins 
Ausland getragen hätten! 

Nein, Reiner Pommerin hat recht: Es konnte sich 
auch nicht herumsprechen, bevor nicht aus Warschau 
Fotokopien einem Herrn Dr. Boberach übergeben 
worden waren, “auf die sich dieses Kapitel stützen 
konnte” und die im Bundesarchiv in den Bestand der 
Akten des Reichsinnenministeriums eingelegt wor¬ 
den sind und die Signatur R 18/1271 tragen. Seitdem 
wissen wir endlich, was “historisch offenkundiger Tat¬ 
bestand ist, der um Herrn Dr. Reinhold Weber vom 
Bundesgerichtshof zu zitieren '*) — “keines Beweises 
mehr bedarf”. 

Für die Mühe, die sich diese Leute in (mutmaßlich!) 
W’arschau gemacht haben, geben wir einen “behaupteten 
Sachverhalt” wieder: 

“A.A. ist ein solches 17-jähriges Mischlingskind. In 
der Ausdrucksweise des R^mes heißt er ‘Lfd. Nr. 357’. 
Der Junge s oUte am 10.6.1937 auf der Sitzung der 

13) Vg). Hvttorisrhe Tnlmchen Nr. 7 S. 32. 
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Die französische Kultur bekämpft immer noch die 
deutsche Barbarei 


Die Zeichnung von E Thöny erschien mit vorbezeichnetem Text am 

18.2.1920 im . 24, Jahrgarvg, Nr. 47. S. 692. 

Für den unkundigen Leser: Weder das Jahr 1920 noch die 

Zeitschrift SimpHcissimus sind "na 2 i"-verdächtig! 
■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■«■*■*■*■*■*■*■«■*■ 

Sonderkommission in Ludwigshafen erscheinen, erschien 
aber nicht, da er auf Schiffsreise war. Der Kommissions- 
voisitzende sandte ein Telegramm an die Ortspolizei¬ 
behörde Pfortz/Rhein, wo der Junge gemeldet war, und 
teilte mit, daß A.A. auf seine Rassezugehörigkeit unter¬ 
sucht werden sollte, zum Termin nicht erschienen sei 
und deshalb gesucht werden müsse. Schon am folgenden 
Tag antwortete die Ortspolizei, A.A. führe auf einem 
Rheinschiff der Firma L aus Duisburg. Daraufhin wurde 
der Fall an die Nordkommission III Duisbui^g abgegeben. 
Deren Vorsitzender, Regierungsrat Thom in Koblenz,ist 
spontan bei der Sache: “Die Ermittlungen seien eilig”.... 
Die Düs.seldorfer Staatspolizei reagiert auch sofort und 
kümmert sich ebenfalls nicht um den Dienstweg. So 
kann Sonderkommissions-Regierungsrat Thom unverzüg¬ 
lich die Meldung telegrafisch mit dem Vermerk: “Drin¬ 
gend! Sofort vorlegen!” weiterleiten. Der Junge befinde 
sich auf einem Rheinschiff mit — ausgerechnet! — 
holländischer Flagge. Verschiedene PolizeidiensLstellen 
werden alarmiert, schließlich spurt man auch in Mainz 
sofort, dann noch ein Fernschreiben. Man weiß auch die 
Uhrzeiten: 0.15 Uhr Mitternacht! Man entdeckt auch 


noch das Telefon und weckt den Sonderkommissions- 
Regierungsrat aus dem Schlaf. Weitere l'elefonate: Die 
Gestapo nimmt endlich A.A. fest und bringt ihn ins 
Evangelische Krankenhaus in Köln-Sülz, Weyertal 78. 
Dort tagt auch schon die Sonderkommission III mit dem 
Vorsitzenden Thorn aus Koblenz. A..A.. war nun tatsäch¬ 
lich erschienen. Die Hektik hatte ein Ende. Vorher 
schon hatte die Sonderkommission II in Germersheim 
getagt und bei den Eltern die Einwilligung zur Unfrucht¬ 
barmachung des Mündels eingeholt. Auch der Anthropo¬ 
loge Professor Göllner hatte schon anhand einer Foto¬ 
grafie ein Gutachten gefertigt. Da gab es aber außerdem 
auch noch ein Gutachten des Gesundheitsamtes Ger¬ 
mersheim. Jedenfalls bereits am nächsten Tag waren die 
Samenleiter durchtrennt, die WTmde heilte in 8 Tagen. 
Der Operierte wurde am 12. Juli 1937 als geheilt 
entlassen. Professor Nieden schickte seinen Operation-s- 
befund “geheim und per Einschreiben” an die Sonder¬ 
kommission III und diese an das Bayerische Amtsgericht 
in Kandel. Der Fall Lfd. Nr. 357 war abgeschlossen.” 

Man hat sich wirklich Mühe gegeben mit diesem 
Kriminalroman von zwei Seiten (Pommerin S. 80 - 82). 
Man kann ja auch ruhig Namen nennen. \Va.s soll’s! 
Schließlich sind sie alle tot, sofern sie überhaupt existiert 
haben. Welcher Leser soll das schon nachprüfen können! 
Und außerdem könnte es sich ja ohnehin nur um 
“Nazis” handeln, die sowieso Freiwild sind und denen 
man ungestraft anhängen kann, was man will. Und wie 
wichtig Genauigkeit ist bzw. behauptete Einzelheiten 
sind “um 0.15 Uhr am frühen 29. Juni 1937 teilte die 
Staatspolizei Mamz telefonisch mit” —, hatte schon 
Sefton Delmer, der Cheflügner im Auftrag des britischen 
Informationsministeriums zur Kriegs- und Nachkriegs¬ 
zeit, betont. '■*> Der Leser ist auf diese Weise eher 
geneigt, das zu glauben, was so eine Fotokopie aus 
Warschau hergibt. Vielleicht vergißt er auch, wenn er so 
etwas Spannendes liest, woher das Ganze stammt. Und 
wie man bei R. Pommerin und G. Bock sieht, ist diese 
Erwartung ja selbst bei solchen Leuten vollauf in Erfül¬ 
lung gegangen! 

Für eine Authentizitätsprüfung dieser Fotokopie aus 
W^arschau hat Reiner Pommerin nicht ein einziges Wort 
verwendet. .4ber das hat er auch bei den anderen 
“Dokumenten” nicht getan. Man schaue sich sämtliche 
“Dokumente” an, die er in seinem Dok.-Anhang vor¬ 
stellt: Sie sind zwar mit eindrucksvollen Etiketten ver¬ 
sehen wie “Preußischer .Minister des Innern”, “Politi¬ 
sches Archiv des Auswärtigen .4mtes, Bestand Inland I, 
Partei 84/4”, “Hauptarchiv Düsseldorf, Bestand Regie¬ 
rung Düsseldorf 544 65 Teil 1”: — doch es sind sämtlich 
Schreibmaschinenabschriften ohne Kopfbogen, ohne 
Unterschriften, ohne Beglaubigungen. Da haben es die 

14) Sefton Delmer, "Die Deutschen und ich", Hamburg 1962, S. 499. 

" 'Vor allem Genauigkeit!' predigte ich meinen Leuten immer wieder. 

'Wir dürfen nie zufällig oder aus Nachlässigkeit lugen, sondern immer 

nur bewußt und überlegt'." 


14 



Polen mit ihren Fotokopien aus Warschau — jeden¬ 
falls soweit es das im Dok.-Anhang angeführte Dok. 
Nr. 7 anbetrifft — schon geschickter gemacht, 
einen Briefkopf einzukopieren! 

Alles in allem: Wahrlich ein makabrer “histori- 
sc:her Kronzeuge” der Frau Professorin Gisela 
Bock! Übrigens; Von einem “Sonderauftrag Hitlers 
auf dem Gebiet der Erb- und Rassenpflege”, von 
600 - 800 “Bastarden", von Zwangssterilisierung 
(mit Ausnahme des geschilderten “Mündels” vom 
Rheinlanddampfer mit holländischer Flagge) wußte 
Pommerin nichts, wußten auch die Rasse-themen- 
Forscher bis 1978 nichts. Dieser “Hitlerschnitt” 
war dem “Volksmund” total entgangen. 
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Die abgcbildctc Posikanc wurde ln hoher Auflage von den auf der Rückseite 
niiher bezeidineten Organisationen vertrieben. Durdi den Kauf der Postkarte 
und ihre Cbersendung an die RciAsrcgicrung verspradt man $idi mehr Aktio¬ 
nen von Seiten der Reitiisrcgierung gegen den Einsatz farbiger Soldaten bei den 
Besatzungstruppen. 
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Das Datum dieser Postkarte ist verzeichnet: 1923. Das ist eine 
Jahreszahl der Weimarer Republik — zehn Jahre vor den 
"'Nazis". Damit das alles aber nicht auf den "Demokraten" 
hängen bleibt, muß natürlich noch viel Schlimmeres für die 
rassebewußten Leute des "Nazi-Regimes" gefunden werden. 
Jedenfalls scheinen diese Bilder im Buch Pomnwrin "Sterili¬ 
sierung der Rheinlandbastarde" den Eindruck erwecken zu 
sollen, als würden diese 1920 und 1923 publizierten Zeichnun¬ 
gen mit ihren Texten eine Art dokumentarischer Beweis dafür 
sein, daß es stimme, was er in seiner Broschüre für die Jahre ab 
1933 - 1945 alles behauptet. — Doch die Fakten sind anders. 


Methode 3.) 

Ven^eis auf "Dokumente", die Gissela Bock 
nicht auf ihre Echtheit hin iilierpröft hat. 

Das Kapitel “Rheinland-Bastarde” ist aber mit 
den Fotokopien aus Warschau noch nicht abge- 
schlo.ssen. Man hat ganze Aktenvorgänge geschaf¬ 
fen, nicht nur einzelne Papierblätter gefälscht. So 
enthalten bereits die Fotokopien aus Warschau 
“AktenVorgänge", bestehend aus zum großen Teil 
unbeglaubigten Schreibmaschinenabschriften — zu¬ 
weilen mit Stempel “Geheime Staatspolizei” mit 
Reichsadler —, Telegrammwiedergaben, einem aus¬ 
gefüllten Untersuchungsformblatt, handschrift¬ 
lichen .Aufzeichnungen und schließlich einem .Arzt- 
Kurz-Bericht auf Vordruck, wobei auch der Name 
A.A. durchgängig genau genannt ist. — Doch einen 
Fehler hat das Ganze! Hiervon später. 

Die P’otokopien aus Warschau sind zwar der 
einzige namensbezogene “Aktenvorgang” zum The¬ 
ma “Rheinland-Bastarde”, doch findet er eüi Pen¬ 
dant in den übrigen Akten des Reichsinnenministe¬ 
riums (einzusehen im Bundesarchiv Koblenz): 

Das erste Schreiben, das mit Briefkopf, Eingangs¬ 
stempel des Reichsfinanzministeriums auch schon 
vom Tag der Abfassung: 17. Juni 1937 — mit 
Stempel “Reichs- und Preußisches Ministerium des 
Innern Kanzlei” am Briefende und einer Beglau¬ 
bigungsunterschrift eines Verwallungssekretärs — 
vorliegt, sei hier nachfolgend abgedruckt; es beginnt 
nach Aktenzeichen ohne Anschrift und Anretle: 

“Betrifft: Überplaninässigr Haushaltsausj^abr. 

.\n der am 16. .\pril 1937 im RMdl abgehaltenen kommissa¬ 
rischen Besprechung über die Durchführung des vom l-ührcr und 
Reichskanzler erteilten Sonderauftrages auf dem Gebiet der prak¬ 
tischen Erb- und Rassenpflege hat als Vertreter llu'es .Ministeriums 
Min.Rat. Gossel tcilgcnommcn. Die Niederschrift über diese Be¬ 
sprechung ist nur in einem Stück bei den hiesigen Akten vor¬ 
handen. Mit Rück.sicht darauf, dass der Sonderauftrag des Führers 
sofort durchgefiihrt werden sollte, war vereinbart worden, die 


entstehenden Ko.slen, deren Hohe schätzungsweise 120.000 bis 
130.000 RM betragen dürften, zunächst aus den Mitteln des 
Einzelplaiis V Kap. 2 'fit. 7 der fortdauernden Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts für 19.37 zu bestreiten. Ich halte cs für 
zweckmässig, es bei dieser Regelung zu belassen. Für diesen Fall 
werden aber die im Haushalt bereitgcstellten Mittel nicht aus- 
reichen, wie sich schon jetzt übersehen lässt. 

Von der bei Kap. V, 2 Fit. 7 vorgesehenen 1 Million RM sind 
800.000 RM für die Förderung der Flrbgesundheits- und Rassen- 
pflege in der SS bestimmt, während aus dem Restbetrag in Höhe 
von 200.000 RM alle .Ausgaben meines Ministeriums für Zwecke 
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der ErbKesundheits- und Kass«npfkge bestritten werden müssen. 
Oa es somit nicht möglich ist, die für den Sonderauftrag des 
Führers erforderlich werdenden Mittel aus den zu meiner Ver¬ 
fügung bleibenden vorerwähnten 200.000 RM mit aufzubringen. 
Wurde vom Vertreter Ihres .Ministeriums bereits in Aussicht 
gestellt, dass die .Mittel zur Deckung der Kosten des Auftrages des 
Führers besonders bereitgestellt werden. 

Bisher halte ich 70.000 RM in Teilbeträgen für die Durch¬ 
führung des Sonderauftrages zahlbar gemacht. Weitere Mittel 
werden demnächst benötigt, da eine Verzögerung nicht eintreten 
soll und vorau.s$ichtlich im Laufe des .Monats Juli der Sonderauf¬ 
trag durchgeführt sein wird. Bis Ende J uni wird über annähernd 
90 v.H. des Haushaltsansatzes bei Kap. V, 2 Tit. 7 verfügt sein. 

Ich bitte daher um Zustimmung, dass die letzten 10 v.H. des 
Haushaltsansatzes in .\nspruch genommen werden dürfen und mir 
darüber hinaus die für den Sonderauftrag des Führers und Reichs¬ 
kanzlers benötigten Mittel, deren Höhe erst genau festgestellt 
werden kann, wenn die endgültige .Abrechnung über die ent- 
staiKlenen Kosten vorliegt, überplanmässig bereitgcstellt werden. 
Den erhöhten Betriebsmittclbedarf werde ich bei meiner .An¬ 
forderung für den .Monat J uli mit berücksichtigen. 

Ein Formularaiitrag auf Erteilung der Zustimmung zu der 
überplanmässigen Haushaltsau.sgahe im Rechnungsjahr 19.'57 füge 
ich in 4-facher Ausfertigung bei. 

Ini .Auftrag 
gez. Dr. Frey 

Stempel, beglaubigt, Unterschrift, Verwaltiingssckrctär" 

Ein sehr merkwürdiges “Dokument”! 7 x ist in 
auffallender Häufigkeit von einem “Sonderauftrag des 
Führers und Reichskanzlers” die Rede, ohne daß dem 
R.M.d.F. (Reichsminister der Finanzen) spezifiziert mit¬ 
geteilt wird, um was es sich hierbei überhaupt handelt, 
wie die Kosten belegt oder zu belegen sind, wann Adolf 
Flitler wem einen solchen Sonderauftrag erteilt hat. 4 x 
ist von “Durchführen”, 7 x von “Mittel” die Rede, H ann 
gab es eine seltsame “kommissarische Besprechung”, ein 
Vertreter des Finanzministeriums hat schon die Bereit¬ 
stellung der Mittel in Aussicht gestellt, worüber offenbar 
nur der Finanzminister selbst — .so der Antrag - ent¬ 
scheiden konnte. Und dann sind von 1 Million RM 
bereits 800.000 lediglich für die Pflege der SS (Erbge- 
sundheits- und Rassenpflege) disponiert, zu einer Zeit — 
1937 —, da die SS für das Reichsinnenministerium weder 
zahlenmäßig noch politisch die Rolle spielte, die ihr im 
Kriege zukam, und die schon gar nicht mit diesem 
Zwei-Buchstaben-Sammelb^iff erfaßt werden konnte, 
erst Recht nicht in einem Etatposten des Reichshaus¬ 
haltes. Schließlich waren die damaligen SS-Formationen 
keine Verwaltungen oder sonstige staatliche Behörden, 
sondern Parteiformationen. Sie gliederten sich in die 
Verfügungstruppe, SS-Totenkopfverbände und die Allge¬ 
meine SS. Ausgerechnet die Allgemeine SS war aber 
beim Reichsschatzmeister der NSDAP etatisiert und 
finanzierte sich weitgehend selbst sowie durch fördernde 
Mitglieder. >*) — Hier liegen also grobe Sachfehler in 
dem “Dokum ent” vor, die nur aus der Mentalität aus- 

15) Heinz Höhne, "Der Orden unter dem Totenkopf — Die Geschichte der 
SS". München o.J. S. 132 + 

Hans Buchheim u.a., "Anatomie des SS-Siaates". Freiburg 1965, Bd I, 
S. 193 f. 


ländischer Dokumentenfälscher verständlich erscheinen. 

An.schließend gibt es ein weiteres “Dokument”: Ein 
Schreibmaschinenvermerk mit dem Datum 6. Juli 1937, 
handschriftlich unterzeichnet: Gossel. Text: 

"Bei der überpLinmä!>sigen Hau.shaltsau.^abc handelt es sich 

um die sog. Rheinland-Bastarde.Die Unfruchtbarmachung ist 

inzwischen auf operativem Wege durchgeführt worden und fast 
beendet. In etwa 90% der Fälle haben die Beteiligten dem Eingriff 
zugestimmt, Schwierigkeiten haben sich nur in einem einzigen 
Fall ergeben. Für die Kosten muß das Reich aufkommen. i6) 

Anschließend ein drittes “Dokument”: Druck¬ 
formular D.R.d.F. (offenbar: Der Reichsminister der 
Finanzen), Berlin 7. Juli 1937: 

V (offenbar "Verfügung" — d, Verf.) 

"1. Der Clicrschrcitung bis zur Höhe von 150.000 RM bei 
Einzciplan V Kap. 2, Tit. 7 der fortdauernden .Au.<^abcn für 1937 
w'ird zugestimmt. 

Die Überschreitung des Titels aus .Anlass der .Massnahmen für 
die sog. Kheinland-Bastardc ist schon in der Besprechung am 
26.4.1937 in Aussicht gestellt worden. ...” 

-Stempel, verschiedene Paraphen 

Ein Finanztitel wird, deutschem Sprachgebrauch zu¬ 
folge, allenfalls überzogen, aber nicht überschritten. 

Dann folgt noch eine angebliche Verfügung vom 
31.8.1937. — Diesem ganzen Vorgang liegt ein offen¬ 
sichtlich authentischer Antrag des Reichs- und Preußi¬ 
schen Ministers des Innern zugrunde, eine überplan¬ 
mäßige Forderung für 150.000 KM im Haushaltsjahr 
1937 zu bewilligen. Dieser Antrag — soweit er in den 
Akten in Form einer Papier-Formular-Seite vorliegt, 
enthält jedoch keine spezifizierten Einzelheiten. 

Und jetzt das Geheimnis dieses Akten Vorganges: Der 
authentische Antrag zur nachträglichen Bewilligung von 
150.000 RM ist — wie auch zur damaligen Zeit aller¬ 
orten üblich — jeweils mit dem deutschen Buchstaben 
“ß” geschrieben, der jedoch auf ausländischen Schreib¬ 
maschinen nicht vorhanden ist. Im Gegensatz zu diesem 
authentischen Antrag sind sämtliche anderen hiermit in 
Zusammenhang gebrachten “Dokumente” durchgängig 
ohne Ausnahme mit “ss” anstelle von “ß” getippt. 

Wir stoßen auch in anderen Themen immer wieder 
auf dieses Phänomen: Man hat ganze Aktenvorgänge 
verfälscht, indem man von einem authentischen Doku¬ 
ment die zugehörigen Aktenvorgänge zum Verschwinden 
gebracht und an deren Stelle im Stil von Sefton Delmer 
neu erfundene in die Akten gelegt hat. Nur hat man bei 
aller Raffinesse vergessen, sich für diese FäLscherarbeit 
eine deutsche Schreibmaschine zu besorgen. Dieses 
“man” bezieht sich auf die ausländischen Venivahrer der 
deutschen Akten nach der Kapitulation 1945 und die 
dort tätigen “Schwarze-Propaganda-.Macher”. *) Und 
“man” arbeitete ja bei allen diesen Themen auf Regie¬ 
rungsebene in Ost und We.st zusammen, so daß die 
Puzzlestücke aus Warschau (Fotokopien) durchaus nicht 

16) Wie schrieb Gisela Bock noch (vgl. S. 13 links oben)? - "Alle, die erfaßt 

werden konnten, wurden gegen ihren Willen sterilisiert." 

*) Vergl. Historische Tatsachen Nr. 18. S. 27 f. 
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erstaunlich, sondern eher noch Belege für die beab¬ 
sichtigte Variationsbreite der Gesaintanlage sind. 

Daß es sich bei dem vorliegenden Thema tatsächlich 
so verhält, ergibt sich aus den aufgezeichneten Sprach- 
•schnitzern und inhaltlichen Sachfehlern, aber vor allem 
auch aus der Logik des gesamten Sachverhaltes: Da 
sollen 600 - 800 junge Leute, verächtlich “Rheinland- 
Bastarde” tituhert, 1937 in aller Eile und Heimlichkeit 
auf Grund eines gesetzwidrigen “Sonderauftrages des 
Führers” sterilisiert worden sein (90% “freiwillig”, — 
wer gibt im übrigen für eine .solche Zumutung schon 
seine Zustimmung!), ohne daß dies überhaupt jemand 
erfährt! Nicht einmal Jahrzehnte nach Kriegsende hat 
ein Betroffener, ein Verwandter, ein Nachbar, ein Be¬ 
kannter etwas Derartiges berichtet, keine Wiedergut¬ 
machungsinstanz hat sich mit einem solchen Fall befaßt. 
— Nur einige Stücke Papier in den “Akten” enthüllen 
dieses seltsame Geschehen Jahrzehnte nach Kriegsende! 
So geht es doch wohl nicht! 

Bei Professorin Gisela Bock folgt jedoch ein “Tatbe¬ 
stand” dieser Art nach dem anderen entsprechend den 
.•\kten oder auch noch zu.sätzlich in Verfälschung “der 
Akten”. — Wir kommen auf diese Methode gesondert 
zu sprechen. 


00 tofiiDe es mOen 



QuollttrtiüCf Bcüölhcrungsab/ticg bcijufdimaöicr 

rnrtnffnmiinn ilrr finhPfmNlifiNi 


Plakatwand der NS-Ausstellung "Das Wunder des Lebens". 
(Bundesarchiv Koblenz 74/121/3 A) 

tf 


.Nächstes Beispiel (Methode 3) 

Auf Seite 367 verweist Gisela Bock auf ein Doku¬ 
ment im Bundesarchiv Koblenz R 22/944 f 3 a (richtig 
statt 3 a = f 10), einen “Vermerk” von Rietzsch (RJM) 
aufgrund einer Mitteilung von W'emer (RSHA) am 12. 
Nov. 1943. Dieses “Dokument” wiederum kann nur 
verstehen, wer das auf f 9 vorgeschaltete “Dokument” 
mit Briefkopf “Oberkommando der Wehrmacht”, Berlin 
6. Nov. 1943 zur Kenntnis genommen hat. In Auszügen 


sei es hier nachgedruckt: 

“Oberkommando der Wehrmacht Berlin 6.1 1.1943 

.\Z: 14xWR(I/2) 

1872/43 An Rcichsminister der Justiz 

Betr.: Gesetz über die Behandlung Gcmcinschaftsfrcmdcr. 

Bei der Prüfung des Entwurfs eines "Cc.sctzcs über die Behand¬ 
lung Gcmcinsehaftsfremder" sind Zweifel über die Auslegung von 
Vorschriften entstanden, die auch für die militärische Strafrechts¬ 
pflege von Bedeutung sind. Das Oberkommando bittet um 
Klärung der folgenden Fragen, damit es die Wehrmachtteilr über 
den Inhalt des F.ntwurfs zutreffend unterrichten kann. 

3. Nach § 8 Abs. 1 wird die Anordnung der Entmannung nur 
neben einer Freiheitsstrafe 7.ugela.s.scn. Soll sic neben einem 
Fodesurteil. dass (sic !) vielleicht später im Gnadenwege gemildert 
wird, oder neben der Überweisung an die Polizei nicht möglich 
.sein? 

4. ... oder soll bei Angriffen auf die Sittlichkeit im Vollrausch 
eine sen>ständige Entmannung, d.h. also ohne Freiheitsstrafe, 
angeordnet werden können? ... 

Der Chef des Oberkommaitdos der Wehrmacht 

Im Auftrag Für die Richtigkeit = 

gez. l)r. Lehmann L'ntcrschrifl, .\mtsrat*’ 

Allein der Inhalt ist grotestk: Als ob im November 
1943 das Oberkommando der Wehrmacht keine anderen 
Sorgen hatte! Der Russe, seit Jahresanfang ständig im 
Angriff, drang im November 1943 bereits nach Kiew vor 
und unterband die Eisenbahnverbindung zur Heeres¬ 
gruppe Süd, vergrößerte seinen Einbruchsraum bei 
Witebsk und gewann auch in den Durchbruchsräumen 
Kriwoi Rog und Newel weiter rasch an Boden. Amerika¬ 
ner und Engländer kämpften sich in Italien u.a. bei 
Monte Cassino vor und hatten ihre neue Dimension in 
den strategischen Bombenangriffen durch “Ausradieren 
ganzer Städte” seit einem Viertel Jahr mit “Ghomorra” 
auf Hamburg eröffnet und ausgedehnt. 

Weder hatte das OKW das geringste mit Gesetzesvor¬ 
bereitungen der Staatsführung zu tun, hatte insofern 
auch keine diesbezüglichen Fragen an das Reichsjustiz¬ 
ministerium zu stellen, noch war es möglich, daß die 
“Wehrmachtteile” über “Gesetzes-Entwürfe” vom OKW 
unterrichtet wurden. Als ob sie wohl darüber ihrerseits 
noch zeitaufwendig beraten oder “demokratisch ab¬ 
stimmen” sollten? Auch hier stößt der schon einmal bei 
anderen Fälschungen geprägte Begriff “Überweisung” in 
bezug auf Personen anstatt “Überstellung” auf. '^) Das 
Wort “neben” ist völlig falsch angesetzt. Und dann: die 
Formulierur^ “bei Angriffen auf die Sittlichkeit im 
Vollrausch eine selbständige Entmannung ... angeordnet 
werden können? ” 

Hier waren doch Geisteskranke am Werk, “Schwarze- 
Propaganda-Macher”, die allerdings von Sefton Delmer 
noch etwas hätten lernen sollen! Sie schrieben außerdem 
das Ganze — wie konnte es anders sein! — auf aus¬ 
ländischer Schreibmaschine alles mit “ss” anstelle von 
“ß” und kamen auch nicht richtig damit zurecht, wann 
man im Deutschen “das” mit “s” und wann mit 
scharfem “s” bzw. “ß” schreibt. 


17) Vgl. Historische Tatsachen Nr. 18, S. 15 -18. 
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Kein Wunder also, wenn auch das nachfolgende 
“Dokument” — “Vermerk Werner” — Kanzlei- 

Stempel (RMI) durchgängig mit “ss” anstatt “ß” getippt 
ist. Schließlich hatten sich die Schwarze-Propaganda- 
Macher die gesamte .^kte zur Brust genommen. Für den 
Historiker ist somit auch der “Vermerk Werner” wertlos. 
Für Gisela Bock hätte er es auch sein müssen, denn so 
viel Scharfsinn ist auch von einer angehenden Pro¬ 
fessorin zu erwarten. 


pcrimcntell am Tier ( ... Kaninchen) erforscht und ergründet 
werden. 

B.) In der Frage der negativen Bevülkcrungspolitik handelt es 
sieh um einen Stand der Dinge, dass nunmehr vom Tierversuch (in 
welchem ich die Möglichkeit der Operationsloscn Sterilisierung 
dargetan habe) auf die ersten Versuche am Menschen übergegan¬ 
gen werden muss. ...” 

Man braucht nicht weiterzulesen, um zu erkennen, 
mit welchem Schwachsinn man es hier zu tun hat. 

1.) Vermag ein Chefarzt mehrerer Krankenhäuser 
einen solchen Blödsinn nicht zu Papier zu bringen, ohne 


Nächstes Beispiel (Methode 3) unverzüglich abgelöst zu werden. 

2.) H. Himmler könnt? sich angesichts seiner überwäl- 

Gisela Bock schreibt auf Seite 455 unter Berufung tigenden Pflichtenbereiche mit solchem Papierkram kei- 
auf StThriftwechsel und Vermerke einer Dok.-Mappe des ne Minute aufhalten (1942 !), - so etwas wäre ihm 
Bunde.sarchivs NS 19/1583: 

.4m 7. Juli 1942 — der mörderische Rußland¬ 
feldzug hat schon über ein Jahr grauenvolle 
Verluste an Toten und Verwundeten gebracht 
und sämtliche Krankenhäuser und Notlazarette 
ülierbelegt! — habe Heinrich Himmler dem Prof. 

Dr. med. Clauberg das Startzeichen gegeben, 
jüdische und zigeunerische Frauen in großer Zahl 
zu sterilisieren. Sie “traten an die Stelle von 
Kaninchen”, — “zu Hunderten in Auschwitz und 
in Ravensbrück”. “Alle anderen ‘minderwertigen’ 

Frauen, ‘fremdvölkische, fremdrassige, deutsche’ 
sollten ‘nach dem Kndsieg’ sterilisiert werden.” 

Wir haben die “Dokumente” geprüft: 

Prof. Dr. med. Clauberg war Chefarzt der 
Frauenkliniken des Knappschaftskrankenhauses 
und des St. Hedwig Krankenhauses in Königs- j 

hütte, einer Kreisstadt mit über 60.000 Einwoh- - w W' ,_y ' , 

nern im oberschlesischen Industrierevier, eng ver- MaLnhinrichtungen in Auschwitz wurden von Geschöpfen der 

bunden mit der Großstadt Kattowitz und den mitteleuropäischen Universitäten begangen. Es ist deshalb sehr wichtig 

Städten Oppeln, Gleiwitz und Beuthen. prüfen, ob wir nicht einen ausgerüsteten Barbarismus produzieren." 

“Den 'Vklen zufolge” muß es sich um den im b»' 2? Sept i985, S. 34. 

Jahre 1942 einzigen nicht ausgelasteten Arzt in ... und ihre Skoiette. Kupferstich vor 



Deutschland gehandelt haben, denn er suchte 1530 . 


zu prüfen, ob wir nicht einen ausgerüsteten Barbarismus produzieren. 

Dm /mit Nr. 40, 27. Sept. 1985, S. 34. 

Klein in Die /eil weiter. 

Domenico del Barbiere. Zwei gehäutete Männer und ihre Skelette, Kupferstich vor 


IMe Zeit fuhrt im Begleittext u.a. aus- 


ausgerechnet beim Reichsführer-SS um “kriegs¬ 
wichtige” .iVbeit nach und dann in einem “aka¬ 
demischen Schreibstil” und einer “präzisen Kon¬ 
zeption”, die den kleinen Moritz das Staunen 
lehrt. Das liest sich auf privatem Briefkopf des 
Herrn Professors mit Datum 30.5.1942 an den 
Adressaten Himmler so: Er mache ihm den Vor¬ 
schlag, “ihm die Möglichkeit zu geben, die Arbei¬ 
ten durchführen zu können”. 

*‘ .... 7.ur ßrgriindung dessen, was augenblicklich 
d.h. zum mindesten vorläufig notwendig wäre, seien 
noch einmal kurz die beiden vordringlichsten Fragestel¬ 
lungen und Grundprobleme aufgeführl: 

.\.) ln der Frage der po.siliven Bevölkerungspolitik 
verlangt die eventuelle oder höchstwahrschcinlichc Be¬ 
deutung der Bodenhewirtschaftung für die weilrliche 
Fortpflanzungsfähigkcit Klärung. Sic muss zunäch.st cx- 


“Die meisten setiier (Dr. Mengelei Kollegen .nliiilzle hingegen die inonymitiil eines 
nkndemischen Systems, das von ‘ Auslese und erhhiologisrber (insundung des l olksknr 
f>ers' sprarh, ico lelzllivh Mord gemeint uar. Viele dir entlanenden -liefe/) sind bei 
Kriegsende irrnirhtet icorden so die gesamte Korrespondenz zu isriwn lusrhuitz und 
dem Kaiser ll ilbelm Institut ßr .Anthropologie. Daher gelingt es noch heute Mengeles 
Kollegen, die Mensrhennerarhlung ihrer Forschung hinter der I nsehuld dir reinen 
U issenschaft zu verbergen. ... 

rninertilälen als höh- Srhulen des Tblens; H issenschaßler, die mit ihren Theorien 
dem Massenmord den Hi>g bereiteten; Professoren als lobortäler. ... 

ln den linksrheinisehen Gebieten machte nun die Gestapo .lagd auf farbige Misrblings- 
kinder. Sie murdeii vor Gulnehlerkommissionen geschleppt, in denen nrhrn Professor 
Fisrher die Creme der deutschen F.rhforschung saß. -In .IS.t Kindern erkannten sie 
•fremdrassigim Inegrischen) Eirisiblag'. /umeist schon am niirhsten Tag u unle operativ 

Für Ptoft^xor Fixchcr, uni^rmudlicht^n Predt^pr für Haxxpreinbeit, iwir ein 
spätir Sieg. Schon 1932 halte er im Preußischen Isindesgesumlhnil.srat die ‘Fugenik in 
den Dienst der Volksicohlfalirt' gestellt und on der Formulierung eine.s .<terilisations 
gesetzes mitgwrlieitet. Ds'n s(>ateren HA*tchsärzteßhrer Dr, Teoiiardo Conti wies er 
tliimals in einem hitzigen Hortuechsel im louf der Debatte in die .Schranken; Dessen 
Partei, die .\SDAP, so ereiferte .sieh der Pn>fe.s.sor, be.stehe 'lange nicht so lange uie 
un.«‘r<" eugenische Rewegung’.” 

.Man archiviere unter: Pre.sse-Machart, Bild, Text, Quelle 
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nicht einmal vorgelegt worden! 

3.) Himmler war gar nicht in der Lage, “solche Arbei¬ 
ten” zu genehmigen, und ein Prof, mußte das wissen! 

4. ) Nach einem solchen Schreiben hätte keine Be¬ 
sprechung mehr zwischen dem Reichsführer-SS und dem 
Verfasser jener Zeilen stattfinden können. Wenn hin¬ 
gegen die “Rücksprache” zwischen beiden dennoch am 
8.7.1942 tatsächlich .stattgefunden haben sollte, können 
die “in den Akten befindlichen Papiere” nicht echt sein. 

5. ) Doch selbst wenn das trotzdem alles noch 
stimmen sollte — Brief und Rücksprache — (so der 
“Aktenvermerk” vom 11.7.1942 auf Schreibmaschinen¬ 
papier ohne Unterschrift — “geheime Reichssache”), so 
konnte bei dieser “Rücksprache” nicht “die Sterili¬ 
sierung von Jüdinnen, die sich in Konzentrationslagern 
befinden, in großem Umfang abgesprochen” worden 
sein, da ja binnen 5 Wochen noch nicht einmal die 
Kaninchenversuche “experimentell erforscht und er¬ 
gründet” sein konnten, die vom Professor angeblich als 
Voraussetzung für “Humanversuche” benannt worden 
w’aren. 

Wir müssen uns mit Prof. Dr. med. C. Clauberg noch 
etwas intensiver befas.sen, da die mit ihm zusammen¬ 
hängenden “Dokumente” in der hier gestellten Thema¬ 
tik eine besondere Gewichtung erhalten haben. Es gibt 
nämlich nicht nur e in diesbezügliches “Dokument”, 
.sondern sogleich einen ganzen “Dokumenten-satz”. 
Hierbei steht eine LMterredung Prof. Claubergs mit dem 
Reich.sführer-SS und den SS-Brigadeführern Prof. Dr. 
Gebhardt und Glücks vom 7.7.1942 im Mittelpunkt. ’*) 

Da gibt es 

1. ) den bereits genannten Brief von Prof. Dr. med. 
Clauberg vom 30.5.1942, 

2. ) ein Stück Papier “Geheime Reichssache, 1 Aus¬ 
fertigung, Führer-Hauptquartier, den Juli 1942”, 
handschriftlich unterzeichnet “Brandt”, getippt “SS- 
Obersturmbannführer”. — Das Ganze getippt — richtig 
mit “ß” —, ohne weitere Bestätigung. 

3. ) ein 2-seitiger Brief des Reichsführers, getippt 
“gez. Brandt”, ohne Unterschrift ( 6 . Ausfertigung) an 
Prof. Clauberg, Königshütte, aus “Führer-Hauptquartier” 
vom 10. Juli 1942. (“ß” ebenfalls richtig). Stempel: 
Geheime Reichssache. Tgb.-Nr. 1266/42 handschriftlich 
nachgetragen. 

4. ) Aktenvermerk vom 11.7.1942 ohne Kopf, ohne 
Unterschrift + Herkunft, getippt “Bra/Dr.”; handschrift¬ 
lich nachgetragen “geh. Reich.s.sache”, “ß” nur einmal 
richtig, sonst “ss”. 

5. ) Privatkopfbrief Prof. Dr. med. Clauberg an den 
Reichsführer vom 7. Juni 1943 mit Stempel “geheim”, 
drei Seiten, Unterschrift. 

Wir sehen uns gezwungen, diese Papiere im einzelnen 
durchzuprüfen. 

In dem Papier Nr. 2) vom Juli 1942 ist festgehalten: 
Am 7.7.1942 haben Himmler, Clauberg, Gebhardt, 

13 ) Bundesarchiv. NS 19/1583 


Glücks mit einander konferiert: 

“ .... Inhalt der Besprechung war die Sterilisierung von Jüdin¬ 
nen. Der Reich.sführcr-SS hat dem SS-Brigadeführer Prof. Klau- 
borg zugesagt, daß ihm für seine Versuche an Menschen und an 
Tieren das Konzentrationslager Auschwitz zur Verfügung steht. Es 
sollte anhand einiger Grundversuche ein Verfahren gefunden 
werden, daß die Sterilisierung bewirkt, ohne daß die Betroffenen 
davon etwas merken. Sobald das Ergebnis die.ser Untersuchungen 
vorliegt, wollte der Reichsführer-SS noch einmal einen Bericht 
vorgelegt bekommen, damit dann an die praktische Durchführung 
z.ur Sterilisierung der Jüdinnen herangegangen werden kann. 

Ebenso sollte am besten unter Hinzuziehung von Professor Dr. 
Hohlfelder, der ein Röntgenspezialist in Deutschland ist, geprüft 
werden, in welcher Weise durch Röntgenbe.strahlung bei Männern 
eine Sterilisierung erreicht sverden kann. 

Der Reichsführer-SS hat allen beteiligten Herrn gegenüber 
betont, daß es sich hier um geheimste Dinge handle, die nur intern 
besprochen werden könnten, wobei jeweils die zu den Versuchen 
oder Besprechungen Hinzugezogenen auf Geheimhaltung ver¬ 
pflichtet werden müssten." 

Ausgerechnet Himmler, Befehlsgeber der Geheim(st)- 
Haltung (“es handle sich um geheimste Dinge, die nur 
intern besprochen werden könnten”), veranlaßt 3 Tage 
später den Ober.sturmbannführer Brandt (Majorsrang), 
einen Brief darüber in mindestens 6 Ausfertigungen zu 
schreiben und zu versenden, um noch Einzelheiten des 
Besprechungsthemas zu spezifizieren. 

“... Bevor Sic mit Ihrer .Arbeit beginnen, würde der Reichs- 
führet-SS noch Wert darauf legen, von Ihnen zu erfahren, welche 
Zeit etwa für die Sterilisierung von 1.000 Jüdinnen in Frage käme. 
Die Jüdinnen selb.st sollen nichts wissen. Im Rahmen einer 
allgemeinen Untersuchung könnten Sie nach Ansicht des Reichs- 
führers-SS die entsprechende Spritze verabreichen. 

Uber die Wirksamkeit der erfolgten Sterilisierung müssten dann 
auch eingehende Versuche durchgeführt werden, grösstenteils in 
der .Art, dass nach einer bestimmten Zeit, die Sic dann bestimmen 
müs.sten, vielleicht durch Röntgenaufnahmen, fcstgestellt wird, 
welche Veränderungen eingetreten sind. In dem einen oder 
anderen Fall dürfte aber auch ein praktischer Versuch in der Wei.se 
durchgeführt werden, dass man eine Jüdin mit einem Juden für 
eine gewisse Zeit zusammensperrt und dann sieht, welcher Erfolg 
dabei auftritt. ... 

gez. Brandt (getippt) 

Verteiler: Pohl, Kögel zwecks Unterrichtung des laigcrarztcs, 
SS-Gruppenführer Grawitz, RSH.A” 

Obgleich am 7.7.1942 abgesprochen worden sein soll, 
daß Prof. Clauberg “für seine Versuche an Men¬ 
schen und 'Heren das Konzentrationslager Auschwitz zur 
Verfügung steht”, wird ihm am 10.7.1942, also 3 Tage 
später, schriftlich vom Reichsführer-SS aus dem “Führer- 
Hauptquartier” (schon dies kann nicht stimmen, weil 
Himmler nicht im Führer-Hauptquartier lociert war 
sondern stets woanders! mitgeteilt, er solle nach Ravens¬ 
brück fahren, um dort “nach seinem Verfahren” — 
für das er offensichtlich keine “Versuche” mehr benötigt 
— die Sterilisierung von Jüdinnen vorzunehmen. 

Prof. Clauberg hatte jedoch gar kein “Verfahren”, 

191 “ß" bzw. "ss" = ebenso wie "Klauberg" original wiedergegeben, auch 
im Fall "daß die Sterilisierung bewirkt", wo es falsch ist und es "das" 
heißen mußte. 
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denn drei Tage zuvor soll ja abgeklärt worden sein, daß 
erst Versuche angeslellt werden sollten für operations¬ 
lose Sterilisierung, eventuell mit Röntgenbestrahlung”. 
Erst ein Jahr später - am 7. Juni 1943! - berichtet 
Clauberg (angeblich, den “Akten zufolge”) von seinem 
“Verfahren”: “Einspritzung vom Eingang der Gebär¬ 
mutter her”. Außerdem berichtet er in diesem Schreiben 
gleichzeitig, daß er einen für seine Untersuchungen 
geeigneten Röntgenapparat erst seit Februar 1943 ver¬ 
fügbar habe; er hätte also auch vorher in Ravensbrück 
mit einer anderen Methode” nichts anfangen können. 

Ist es für einen SS-Brigadeführer schon ungewöhnlich, 
den Reichsführer-SS ein ganzes Jahr auf eine Antwort 
warten zu lassen, so ist es gleichermaßen ungewöhnlich, 
ihm dann vorzuschlagen, “Einspritzung von der Gebär¬ 
mutter her”, wo Himmler doch Wert darauf gelegt hatte, 
daß “die Jüdinnen selbst nichts wissen sollen”. Total 
pathologisch abartig wird jedoch das Ganze, wenn Pro¬ 
fessor Dr. med. Clauberg in seinem angeblichen 
Schreiben vom 7. Juni 1943 dem Reichsführer mitteilt, 

a) er habe erst seit Februar 1943 einen geeigneten 
Röntgenapparat, hatte insofern “eigentlich nur 4 Mona¬ 
te” zur Verfügung und kommt dann zu einem Ergebnis, 
das mit Röntgen gar nichts zu tun hat, sondern mit 
“Einspritzung vom Eingang der Gebärmutter her”; 

b) er könne “bei der üblichen jedem .Arzt bekannten 
gynäkologischen Untersuchung” diese Einspritzung “von 
einem entsprechend eingeübten Arzt an einer entsprech¬ 
end eingerichteten Stelle mit vielleicht 10 Mann Ililfs- 



Aus Zeitschrift der NSV (NS-Volkswohlfahrt) 


personal .... mehrere hundert-, wenn nicht gar 1.000-mal 
an einem Tage” vornehmen lassen. 

Jeder Mediziner w'eiß und wußte damals, und so 
natürlich auch ein Mann wie Himmler, daß Sterilisierung 
nur mittels einer Operation — bei einer Frau schwieriger 
als beim Mann —, nicht aber mittels einer Spritze und 
auch nicht mit Röntgenstrahlen realisierbar ist. Man 
brauchte hierfür auch keine “Versuche”, sondern hatte 
auf diesem Gebiet bereits jahrzehntelange Erfahrung. 
Man lese diesbezügliche Fachbücher! 


‘ Die RöntKenstrahlen wirken auf die Eierstöcke ein und 
zerstiiren die Follikel. Cntcr diesen lünständcn kann man aber 
nicht mehr von Sterilisation reden, sondern diese Schädigung ist 
als Kastration und damit als schwere körperliche Verstümmelung 
anzusehen. ” jo) ■ 

— So bereits die allgemein zugängliche Erkenntnis 1935! * 

Schließlich mußte ein Leiter mehrerer Frauen- (also 
Spezial-)kliniken Fachmann sein! Und auch Himmler 
mußte klar sein, daß man sich diesen gesamten Auf¬ 
wand einschließlich Hospitalisierung und “Nachunter¬ 
suchungen mit Röntgenaufnahmen”, “Versuche über die 
Wirksamkeit (man beachte den Sprachstil!) ersparen 
konnte, würde man — wie man sich in anderen Akten 
auszudrücken pflegte - jene Frauen in Lagern ge¬ 
schlossen zum Arbeitseinsatz bringen, hatte man doch 
schließlich recht viel Mühe aufgewendet, um möglichst 
viele — auch weibliche Arbeitskräfte aus dem Osten 
ins Reich zu holen. Schließlich ist es abartig, von einer 
"erfolgten Sterilisierung” zu fabulieren, deren “Wirk¬ 
samkeit” erst anschließend mittels “eingehender Ver¬ 
gehe festzustellen wäre. Das W^ort “durchführen*^ ge¬ 
hört auch bei diesem “Dokument” zur aufstoßenden 
Wüederholungsvokabel. 


Für Dokumenten-Kritik an Form und Inhalt 
hat Gisela Bock nicht ein einziges Wort verwendet. 



Warum man sich für solche Geschichten au.sgerechnet 
Prof. Dr. med. Clauberg vorgenommen hat, scheint eine 
— ebenfalls in den Akten befindliche — hand.schriftliche 
Skizze anzudeuten: Es wird stimmen, daß Prof. Clau¬ 
berg, wie es vielerorts üblich war, einen SS-Führertitel 
ehrenhalber verliehen bekommen und persönlichen Zu¬ 
gang zu Heinrich Himmler hatte, daß also eine oder 
mehrere Begegnungen stattgefunden hatten und auch 
einige Briefe gewechselt wurden. Doch das Fachthema 
zwischen beiden wird ein ganz anderes gewesen sein, 
nämlich die Frage, inwiefern eine andere Ernährur^ und 
Lebensführung helfen oder beeinflussen könnte, daß 
“unfruchtbare, fortpflanzungserwünschte Frauen” doch 
noch Kinder bekommen könnten. Denn in dieser skiz¬ 
zenhaften, handschriftlichen Darstellung wird eine Kli¬ 
nik für Gynäkologie und Geburtshilfe vorgeschlagen, die 


20) Dora Neeff, "Eingriff und Verlauf der sterilisierenden Operation bei 
der Frau", Dissertation Haidslberg 1935, S. 10. 
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eine klinische und poliklinische Abteilung für die Be¬ 
handlung solcher Frauen und die Erforschung dieser 
Thematik vorsieht; diese Klinik sollte auch ein Versuchs- 
Gut überwachen, in dem diesbezügliche Ernährungsver¬ 
suche sowohl am Tier als auch als weitere Möglichkeit 
am Menschen (skizzenhaft) vorgesehen waren, außerdem 
ein Laboratorium für tierexperimentelle Weiterfor¬ 
schung. Weiter ist auf dieser Skizze ausgewiesen eine 
“klinische Abteilung für Frauen zur Sterilisierung auf 
operationslosem (unblutigem) Wege”. — Daß die Fach¬ 
medizin auch auf diesem letztgenannten Gebiet ständig 
weiterforscht und mit den bisherigen Verfahren nie 
recht zufrieden war, ist weder damals noch heute ein 
kriminelles Kriterium, sondern selbstverständlich. 

Besonders abartig erweist sich im Zusammenhang mit 
diesen Texten die Aussage von Pmfessorin (}iscla Bock 
auf S. 375, als sie schrieb: 

“Hitler selbst forcierte aus diesem Grund die cbenfall.s gefähr¬ 
liche, aber ‘unblutige’ Sterilisation von Frauen durch Röntgen- 
strahlcn, die schließlich mit dem Gesetr vom 4. Februar 1936 
cingeführt wurde.” 

Überflüssig zu erwähnen, daß in dem Gesetz vom 4.2. 
1936 kein Wort von Röntgensterilisierung steht (RGBl. 
I, S. 119), sondern lediglich eine zukünftig näher zu be¬ 
stimmende Möglichkeit eröffnet wird (die.se Bestim¬ 
mung ist dann nie erfolgt), eventuell — einem Fort¬ 
schritt der medizinischen Verfahrenstechnik Rechnung 
tragend — ohne chirurgischen Eingriff auszukommen. 


Nächstes Beispiel (Methode 3) 

ln den von (iiscia Bock erwähnten ,4klen des Bun¬ 
desarchivs NS 19/1583 befindet sich auch ein Schrift- 
sal/koinplcx von Obcrdienstleiter der Kanzlei des Füh¬ 
rers, Viktor Brack, von denen insb. seine Schreiben an 
den Reichsführer-SS vom 28. März 1941 und 23. Juni 
1942 einer zusammenhängenden Hrörterung bedürfen. 

Diese Schreiben liegen zw'ar mit Briefkopf und Unter¬ 
schrift und “ß” richtig getippt vor, doch sind sie auf 
Grund ihrer inhaltlichen Widersinnigkeiten ebenfalls zu 
der schier endlosen Fülle von Fälschungen zu zählen, 
zumal das Einkopieren von Briefköpfen und Unter¬ 
schriften in vorgetippte Papierseiten und nachfolgende 
Abstempelungen schon seit Jahrzehnten selbst dem 
Laien möglich sind. Wieviel leichter hatte es der amtlich 
tätige Siegerprofi, der mit erbeutetem Original-Brief- 
kopf-Papier hantieren konnte! — Zum Inhalt: Brack er¬ 
klärt (angeblich) am 28. März 1941: 

“Die V'crsuchr auf diesem Gebiet (betr. Rönlgenkastration) 
sind abgcschio.sscn. Folgendes Ergebnis kann ... fcstgeslellt werden. 

Sollen irgendwelche Personen für dauernd unfruchtbar ge¬ 
macht werden, so gelingt dies nur unter .Anwendung so hoher 
Röntgendosen, daß mit ihnen eine Kastration mit allen ihren 


Folgen eintritt. Die hohen Röntgendosen vernichten nämlich die 
innere Sekretion des Eierstocks bezw. des Hodens. ... Bei zu 
großer Strahlenintensität zeigen sich dann in den folgenden lagen 
oder Wochen an den von den Strahlen erreichten Hauttcilen 
individuell verschieden starke Verbrennungserscheinungen. 

Ein Weg der praktischen Durchführung wäre z.B. die abzufer- 
tigenden Personen vor einen Schalter treten zu lassen, an dem sie 
Fragen gestellt erhalten oder Formulare auszufüUen haben, was 
ungefähr 2 - 3 Minuten aufhalten soll. Der Beamte, der hinter dem 
Schalter sitzt, kann die .Apparatur bedienen, und zwar dergestalt, 
daß er einen Schalter bedient, mit dem gleichzeitig beide Röhren 
(da ja die Bestrahlung von beiden Seiten erfolgen muß) in 
Tätigkeit gesetzt werden. In einer .Anlage mit 2 Röhren könnten 
also demgemäß pro lag ca. 1.30 - 200 Personen sterilisiert werden, 
mit 20 .Anlagen also bereits 3.000 - 4.000 pro Tag. ... 

Die Kosten einer solchen Anlage kann ich nur grob mit RM 
20.000 • ;40.000 pro 2 Röhrensystem schätzen. Es kommen 
Jedoch die Kosten der Ncuaufführung eines Gebäudes dazu, da ja 
für die diensttuenden Beamten entsprechend umfangreiche Siche¬ 
rungen eingebaut werden müssen. 

Zusammenfassend darf also gesagt werden, daß nach dem 
augenblicklichen Stand der Röntgentechnik und -forschung es 
ohne weiteres möglich ist, eine .Massenstcrilisation durch Röntgen- 
strahlen durchzuführen. Unmöglich erscheint cs jedoch, diese 
Maßnahme durchzuführen, ohne daß die Betroffenen über kurz 
oder lang mit Sicherheit fcst.stellen können, daß sie durch Rönt¬ 
genstrahlen sterilisiert bezsv. kastriert sind.” 

.Am 23. Juni 1942 schreibt (angeblich) Brack an 
Himmler: 

“.... Bei ca 10 .Millionen europäischen Juden sind nach meinem 
Gefütil mindc.stens 2 - 3 Millionen seltr gut arbeitsfähiger Männer 
und Frauen enthalten. Ich stehe in Anbetracht der außerordent¬ 
lichen Schwierigkeiten, die uns die .Arbeiterfrage bereitet, auf dem 
Standpunkt, diese 2 • 3 .Millionen auf jeden Fall herauszuzichen 
und zu erhalten. .Allerdings geht das nur, wenn man sic fortpflan- 
zungsunfähig macht. Ich habe Ihnen vor ca. I Jahr bereits 
berichtet, daß Bcauftr.tgtc von mir die notwendigen Versuche für 
diesen Zweck abschließend bearbeitet haben. ... Eine Röntgen- 
kaslration jedoch ist nicht nur relativ billig, sondern läßt sich bei 
vielen lausenden in kürzester Zeit durchführen. Ich glaube, daß es 
auch im .Augenblick schon unerheblich geworden ist. ob die 
Betroffenen dann nach einigen Wochen bzw. Monaten an den 
.Auswirkungen merken, daß sie kastriert sind. 

Sollten Sic, Reich.sführer, sich im Interesse der Erhaltung von 
.Arbeitsmatcrial dazu entschließen, diesen Weg zu wählen, so ist 
Rcich.sleiter Bouhlcr bereit, die für die Durchführung dieser Arbeit 
notwendigen .Arzte und sonstiges Personal Ihnen zur Verfügung zu 
stellen. ...” 

lycdiglich aus Platzmangel haben wir die fehlenden 
Passagen hier ausgelassen. 

(1) Versuche zur "Röntgenkastration" waren 1940 weder 
nötig, weil dieser Sachverhalt für die Medizin schon ein Jahrzehnt 
zuvor einwandfrei klar war, noch sind sie je nachgewiesen worden. 

(2) Wer eingangs feststellt, mit Röntgenbestrahlung könne man 
nur unter Inkaufnahme "starker Verbrennungserscheinungen" 
kaxtricron, kann nicht anschließend formulieren , daß "mit 2 
Röhren pro Tag 150 - 200 Personen .Ueri/wier/” werden können. 

(3) Ein "2-Röntgen-Röhren-System" - "Bestrahlung von beiden 
Seiten" — ist ohnehin primitiver Unsinn und kann nur von 
jemandem geschrieben sein^der von Wirksamkeit und Gefährlich¬ 
keit der Röntgenstrahlen keine Ahnung hat, nicht aber von 
jemandem, der "Versuchsergebnisse" mitteilt. Und dann noch ein 


"Schalterbeamter" in Vs m Abstand, mitten im Strahlungskegel, 
zur "Abfertigung von 150 200 jeweils 2 - 3 Minuten am Tag", 
dazu im vollen Bewußtsein dessen, was er sich selbst antut! - Oie 
Abartigkeit kennt keine Grenzen! Der Begriff "Neuaufführung 
eines Gebäudes" ist in der deutschen Sprache nicht üblich. f5J 
Man kann nicht einmal schreiben "Röntgenkastration ist relativ 
billig und ein andermal, daß ein 2-Röhrensystem 20.000 - 
30.000 RM zuzüglich der "Neuaufführung eines Gebäudes mit 
umfangreichen Sicherungen" kostet. Man bedenke zusätzlich, 
welche Mühe Prof. Clauberg hatte, um überhaupt ein einziges 
Röntgengerät zu erhalten! /'ffj Wer auf die "außerordentlichen 
Schwierigkeiten der Arbeiterfrage" verweist, kann nicht davon 
faseln, daß die Erhaltung dieser Arbeitskräfte "nur Judurrh 
Wf^nn nu,n sie gleichzeitig forlp/hnzungMinfähif: macht." Zumal 
derselbe Mann ja berichtet hatte, daß "die Betroffenen mit 
Sicherheit feststellen, daß sie sterilisiert bzw. kastriert sind", kann 
er doch nicht erwarten, daß so behandelte Menschen überhaupt 
noch jemals arbeiten für den, der sie so behandelt hat. (7J 
f^ichsleiter Bouhler war gar nicht in der Lage, dem Reiehsführer 
"für die Durchführung dieser Arbeit die notwendigen Ärzte und 
sonstiges Personal zur Verfügung zu stellen", denn alle Männer, 
auch die Ärzte, waren längst eingezogen oder kriegsdienstver¬ 
pflichtet und konmen nicht einfach "zur Verfügung gestellt" 
werden, zumal von jemandem, der gar keine Personalreserven für 
andere Organisationen mobilisieren konnte; Himmler allein hätte 
dies für seinen Bedarf gekonnt, dazu brauchte er Bouhler nicht, 
und Brack mußte das wissen. (8) 10 Millionen Juden hat es in 
Europa nie gegeben und Brack hätte dies wissen müssen. Schließ¬ 
lich schrieb er (angeblich) einem Mann, von dem er wußte, daß er 
solche Zahlen sehr genau kannte. Im gesamten Herrschaftsbereich 
Deutschlands 1942 befanden sich höchstens 3 - 4 Millionen 
Juden,') in Kontinentaleuropa vor Kriegsbeginn 5 - 6 Millionen*) 
Juden, je nachdem, wo genau man die Grenze Europas im Osten 
ansetzt. Die Zahlenbenennung von 10 Millionen konnte nur 
jemandem sinnvoll erscheinen, der sowohl für "6 Millionen 
Ermordete" Spielraum schaffen wollte, als auch für noch darüber 
hinausgehende Verbrechen; hier also für Sterilisationsverbrechen. 
(91 Man erinnere; (vgl. S. 19) Angeblich laut Himmler handele es 
sich "um die geheimsten Dinge", über die nur mündlich ge¬ 
sprochen werden dürfe, und da wird ein Brief nach dem anderen 
an Himmler gesandt, der Schreiber aber nicht etwa gerügt, — im 
Gegenteil, er bekommt noch schriftlich freundliche Antworten! 

Man fasse sich an den Kopf und gönne sich eine 
Entspannung. 


Nächstes Beispiel (Methode 3) 

Auf Seite 341 venveist Gist'la Bocit auf eine Denlt- 
schiift des Reichsärztefiihrers Dr. Gerhard Wagner, deren 
Inhalt er im Juni 1937 mit Hitler und Bormann be¬ 
sprach. Man möge die kritischen Vorhaltungen des 
Reichsärztefiihrers auf der genannten Seite bei Gisela 
Bock nachlesen. Wesentlich bleibt: Dr. Wagner hat an 
der praktischen Handhabung des GVeN Kritik geübt. Es 
gab also offensichtlich selbst in dieser Führungsetage 
keine einheitliche “NS-System-Haltung”. Die Kritik hat 
sich Adolf Hitler angehört ohne jedwede negativen 
*) Vgl. Historische Tat.ni(:}wn Nr. 26, S. 33 »owie Nr. 16, S. 16 - 17. 


Folgen für den Reichsärzteführer. — Wir haben auch 
dieses Dok. im Bundesarchiv geprüft: R 18/5585. 

Die Denkschrift liegt in Form einfach beschriebener 
Schreibmaschinenseiten vor. Doch auch sie hat ihre 
Besonderheit: Dok.-Mappc Folgeseiten 431 - 498 (ent¬ 
spricht Denkschriftseiten 1 - 34) sind durchgängig mit 
“ss” anstelle von "ß” getippt, die Folgeseiten ab 499 
(entspricht Denkschrift ab Seite 35) bis zum kurz darauf 
folgenden Ende sind durchgängig richtig mit “ß” ver¬ 
sehen. Doch nicht nur aus diesem Sachverhalt ergibt sich 
eindeutig, daß hier unsere bereits bekannten ausländi¬ 
schen “Schwarze-Propaganda-Macher” die ersten 34 
Seiten ausgetauscht, d.h. selbst geschrieben und das 
Original zum Verschwinden gebracht haben. Auch 
Papier und Typendruck der Schreibmaschine sind ab 
Seite 35 der Denkschrift etwas anders. Man kami somit 
getrost alles, was Gi.sela Bock aus den ersten 34 Denk¬ 
schriftseiten zitiert hat, vergessen. Schade, uns hätte 
wirklich interessiert, was der Reichsärzteführer vorge¬ 
tragen hatte. Daß es sich um Kritik gehandelt hat, geht 
aus einigen anderen Unterlagen hervor, u.a. einem 
Schreiben von Staatssekretär und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers an Staatssekretär Pfundtner (R.MI) vom 
13. Aug. 1937, demzufolge der Führer unter Bezug¬ 
nahme auf jene Denkschrift Dr. Lammers beauftragt 
habe, “ihm baldmöglichst Vorschläge für Maßnahmen zu 
unterbreiten, die für die Gewährleistung einer vernünfti¬ 
gen Handhabung des GVeN erforderlich erscheinen”. In 
diesem Dokument ist das “ß” verwendet, und es macht 
auch sonst einen authentischen Eindruck. 


Nächstes Beispiel (Methode 3) 

Seite 449 Rede Heinrich Himmlers am 16. Sept. 
1942 vor Höheren SS- + Polizeiführern in einem Dorf bei 
Shitomir (Rußland). — Gisela Bock zitiert Auszüge aus 
dieser Rede lediglich mit Quellenangabe ohne zum 
Dokument als solchem Stellung zu nehmen und ohne die 
“Urquelle” — “Himmler-Files”, Washington, .Mikrofilm 
— zu erwähnen, die man erst in der Blattsammlung des 
DGB/Nordrhein-Westfalen erfährt. “Russische Kinder, 
einschließlich der ‘ein bis eineinhalb Millionen von deut¬ 
schen Soldaten gezeugten’, sollten als ‘rassisch wertvolle 
Kinder den Müttern weggenommen und nach Deutsch¬ 
land gebracht werden” ... — wir kommen darauf zurück. 

Wir haben das “Dokument” geprüft. Die uns als 
Quelle angebotene Blaltsammlung besagt dokumenta¬ 
risch gar nichts. Glaubhaft erscheint lediglich, daß es 
Mikrofilmaufnahmen in irgendeiner Form mit diesem 
Text in Washington gibt. Aber auch das besagt doku¬ 
mentarisch gar nichts. Bis 1961 war weder dieses “Do¬ 
kument”, noch überhaupt der Sachverhalt der öffent- 

21) Hans-Adolf Jacobsen / Werner Jochrriann IHrsg.) "Ausgewählte Do¬ 
kumente zur Geschichte des Nationalsozialismus 1933 - 1945", 8d. II. 
Bielefeld 1961. Blatt$3mmlung des DCB/Nordrheln-Westfalen 



lichkeit bekannt. Über die Herkunft dieses “Dokumen¬ 
tes” gibt es keinerlei Angaben; den Inhalt hat niemand 
bestätigt; in der Rede angesprochene "Fakten” oder 
“Maßnahmen” sind total unbekannt geblieben; irgend¬ 
welche Vermerke, wer z.B. das Ganze niedergeschrieben 
hat, sind nicht vorhanden. Der Inhalt ist größten 1 eils 
abartig und nur für Greuelpropagandisten sinnvoll. Er 
enthält zwar alles, was diese Leute brauchen: Groß¬ 
germanisch besiedeltes Reich bis zum Ural und zur 
Krim, “Vernichtung fremden Blutes”, jeder 3. deutsche 
Soldat ein Vergewaltiger russischer Frauen, Kindesraub 
in Millionenhöhe, Abrechnung mit dem Christentum. 
Aber im Inhalt findet sich trotz 13 großformatiger 
Druckseiten nicht eine einzige Passage zur Kampflage in 
Rußland, - und dies am 16. Sept. 1942 vor Höheren SS- 
und Polizeiführern! 

Gehen wir einzelne Pa.ssagen durch: Allein schon die 
Anrede “Meine alten SS-Führer”! Himmler hatte keine 
seiner “alten” vor sich, sondern mit Sicherheit — wenn 
es überhaupt eine solche Führer-Tagung gab — jüngere 
Offiziere. Doch weiter; 

“Ich freue mich, daß ich Sic hier in meinem Quartier zu dieser 
BesprechiinK, die SS-Oberf?ruppenrührcr Priitzmann, Ihr Höherer 
SS- und Polizeiführer, abgehaltcn hat, als meine Gäste begrüßen 
kann. Ich habe sehr gern zugestimmt und habe sclb.st den 
Vorschlag gemacht, daß Sic hierher kommen. ...” 

Entweder hat er “selbst den Vorschlag gemacht” 
oder er “hat gern zugestimmt”; — aber beides in glei¬ 
chem Atemzug? Kann so ein oberster Reichsführer 
formulieren? Wir finden weiter folgende Passagen: 

“Dieses Vorfeld .Vsiens erobern wir jetzt. Was an gutem Blut 
überhaupt auf der Welt vorhanden ist, an germanischem Blut, das 
haben wir zusammenzuholen. ... 

Jedes gute Blut — und das ist der erste Grundsatz, den Sic sich 
merken müssen —, das Sie irgendwo im Osten treffen, können Sie 
entweder gewinnen oder Sic müssen cs totschlagen. 

Wo Sic ein gutes Blut finden, haben Sic es für Deutschland zu 
gewinnen oder Sie haben dafür zu sorgen, daß cs nicht mehr 
c.xisticrt. .\uf keinen Fall darf es auf der Seite unserer Gegner 
leben.” 

Abgesehen von der 6-maligen Wiederholung des Aus¬ 
drucks “Blut” allein in einem einzigen Absatz: Wie kann 
man “Blut totschlagen”, wie kann “Blut leben”? Wie 
konnte Heinrich Himmler einen solchen “Kampfauf¬ 
trag” erteilen? Abgesehen von dem Schwachsinn einer 
solchen Zielvorstellung, — hatte er dafür die Kompeten¬ 
zen? Und seine Zuhörer sollen das verstanden und 
widerspruchslos gebilligt haben? — Weiler: 

“Der Führer hat sich, aufmerksam gemacht durch einige 
Berichte, mit der Frage befaßt, daß in Rußland wohl rund 1 bis 1 
‘/j .Millionen Kinder von deutschen Soldaten gezeugt worden 
sind. Vielleicht sind cs etwas weniger, aber viele 100.000 oder fast 
1 Million werden es sicher sein. Diese Kinder wären für das 
russische Volk, das heute einen großen Blutsvcriust hat, mengen¬ 
mäßig und vor allem rassisch-qualitativ ein unerhörter Zuwachs. 
Der Führer hat mich deswegen gestern wissen lassen ich 
bekomme dafür noch eine genaue Vollmacht und .*\nweisung —, 


daß wir, die SS, zunächst einmal fe.stzustellen haben, wo alle die.se 
Kinder sind und daß sie gemustert werden. Die rassisch wertvollen 
Kinder werden den Müttern weggenommen und nach Deutschland 
gebracht....” 

In diesem Stil geht es weiter. — Von einer diesbezüg¬ 
lichen “Vollmacht und Anweisung” ist natürlich auch 
nie etw'as bekannt geworden. Da zu Beginn des Rußland¬ 
feldzuges im Juni 1941 = 2,9 Millionen deutsche Solda¬ 
ten in Rußland einmarschiert waren, müßte schon un¬ 
gefähr jeder dritte deutsche Soldat ein Vergewaltiger 
russischer Frauen gewesen sein! Und so etwas konnte 
Heinrich Himmler einer SS-Offiziersversammlung er¬ 
zählen, von der jeder einzelne Teilnehmer nachhaltiger 
als jeder einfache Soldat! — sehr genau wußte, daß nach 
deutschem Militärstrafrecht und deutscher Strafpraxis 
auf Vergewaltigung die Todesstrafe stand? — Spätestens 
an diesem Punkt gehört dieses “Dokument” als Produkt 
aus feindlicher Giftküche in den Papierkorb! — Nicht so 
bei Frau Professorin Gisela Bock! Freilich hat auch s i e 
nicht bei den Russen nachgefragt, was wohl aus diesen 
Kindern gew’orden sein mag. 

Dann folgt ein Satz: 

“Meine .\usführungcn über die Entstehung der slawischen 
Völker habe ich nicht abgeschloMcn.” 

Dies sagt angeblich der Reichsführer-SS seinen ver¬ 
sammelten Offizieren, obgleich er zur “Entstehung der 
slawischen Völker” bislang noch nicht ein einziges Wort 
gesagt hatte! — Doch stoßen wir zu dem von Gisela Bock 
erwähnten Zitat vor: 

“Bei all den Völkern, die wir vor un.s haben, da whd alles, was 
in diesem Mischmasch - ob Pole, Ukrainer, Weißrusse usw. , an 
gutem Blut in diesem Riesenorganismus, wenn ich das Volk als 
Gesamtorganismus nehme, jeder herausdestillicrtc reine Bluts¬ 
tropfen herübergenommen oder, wenn er sich nicht mehr herüber¬ 
nehmen läßt, ausgelöscht. Deswegen dieser .\uftrag, im Rahmen 
der polizeilichen Erfassung aller Deutschen, die wir in .-Marm- 
cinheiten zusammenfas.sen, Meldestellen Für Kinder von Landes- 
einwohncrinnen. die von deutst-hen Soldaten stammen, zu schaf¬ 
fen, wobei ich hier ruhig einen Anreiz geben würde - was ich dem 
Führer Vorschlägen will - 10 R.M im Monat für dieses Kind zu 
zahlen. Dadurch würden wir wenigstens einmal die Anmeldungen 
bekommen. Dann muß durch .Männer des Ra.sse- und Siedlungs¬ 
hauptamtes — zunächst einmal im Groben — eine rassische 
.Musterung stattfinden, eine Grobauslese, wo man gleich sagt; Die 
Mutter ist ganz unmöglich, ln vielen Fällen werden wir den Vater 
gar nicht festslellen können, sicherlich wird uns auch sehr oft ein 
russisches Balg untergeschoben. Es i.st klar, daß das sehr schwierig 
ist. Darauf entsteht eben die blutüche V'ersauung der Völker. 

.‘MImählich kommen wir zu einer Feinauslese. ...” 

Da wird “jeder reine Blutstropfen herausdestilliert”, 
“Blutstropfen, die sich nicht herübernehmen lassen, 
ausgelöscht”, “rassische Musterung von Säuglingen in 
Grobauslese” vorgenommen, — im .September 1942 in 
Rußland, wenige Monate vor der Stalingrad-Kata¬ 
strophe! 

In der weiteren “Ansprache” versucht Heinrich 
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Himmler seinen Offizieren noch gute Manieren beizu¬ 
bringen, sie sollen das “Kommissbrotlaib” “nicht auf 
den Tisch werfen, sondern auf einen Teller tun und 
Besteck dazu legen”, Häuser “blitzblank aufwischen” 
lassen, “die Fliegen totschlagen” als geeignetes Mittel 
zur Ungezieferbekämpfung, “sich Zeit lassen beim 
Saunabaden”, “auf dem Gebiet der Weitergabe des 
Blutes den Durchbruch wagen”, “mit dem Christentum 
einige Dinge abrechnen”, die Ahnen ehren und “Weiß- 
ruthenien, Kstland, I^ettland, Litauen, Ingermarland und 
die Krim besiedeln”. — 

Zu all diesem Schwachsinn hat Professorin Gisela 
Bock nichts zu sagen, keinen Zweifel, keinen Vorbehalt, 
keine Kritik zu diesem “Dokument”, - nichts! Man 
erinnere: Gisela Bocks Buch ist eine Habilitationsschrift! 


Nächstes Beispiel (Methode 3) 

Mit Seite 447 verweist Gisela Bock auf Erich Hilgen- 
feldt, Chef der Organisation “Mutter und Kind” bzw. 


Amtschef der NSV, demzufolge man z.T. der “Auffas¬ 
sung ist, die Kinder der Ostarbeiterinnen sollten ster¬ 
ben”, und man ernähre sie bewmßt so, daß sie “in 
einigen .Monaten zugrunde gehen müssen”. 

Dem Duktus von Gisela Bock zufolge bezieht sich 
diese “Auffassung” bzw. dieser “Tatbestand” auf sämt- 
liehe Kinder der Ostarbeiterinnen und müsse für den 
Nationalsozialismus als systemimmanente .Auffassung 
interpretiert werden. 

Gisela Bock bezieht sich auf eine Quelle: Eva Seeber 
Zwangsarbeiter in der faschistischen Kriegswirtschaft”, 
Anhang, Berlin 1964, — erwähnt jedoch nicht, daß es 
sich hierbei um eine kommunistische Publikation han¬ 
delt: VEB Deutscher Verlag der Wissenschaften. Das 
Buch als solches ist im Stil dogmatischer kommunisti¬ 
scher Propaganda verfaßt, enthält sämtliche bekannten 
einseitigen Schlagworte und dialektischen Lageschilde¬ 
rungen und unbekümmert natürlich auch typisch kom¬ 
munistische Dokumentenfälschungen. 

Um eine solche handelt es sich auch bei dem im 
scheinbaren Faksimile-Abdruck wiedergegebenen Ge- 
heim-Brief von SS-Gruppenführer und Hauptamtsleiter 
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der NSV Hilgenfeldl vom 11.8.1943 an Reichsführer-SS 
und Chef der deutschen Polizei, Himmler. Die moderne 
Fotokopiertechnik gestattet mühelos das Hineinkopieren 
beliebiger Briefköpfe, Stempel und Unterschriften in 
beliebige Texte. 

Untersuchen wir also den Inhalt dieses ominösen 
Briefes: 

Hilgenfeldt mag vielleicht im Rahmen seiner Zustän¬ 
digkeit und Kriegsdienstpflicht mit dem Fall des genann¬ 
ten Kinderheimes in Spital am Phyrn befaßt gewesen 
sein. Doch schon dies ist unwahrscheinlich: Nicht die 
NSV (Volkswohlfahrt), sondern die DAF (Deutsche 
Arbeitsfront), Amt für Arbeitseinsatz, war für die Be¬ 
treuung der im Reich eingesetzten ausländischen Ar¬ 
beitskräfte zuständig; für die landwirtschaftlichen aus¬ 
ländischen Arbeitskräfte w'ar es der Reichsnährstand. 

Unglaubhaft ist ferner, daß Himmler “damals” den 
Auftrag für die “versuchsw'eise Einrichtung” eines sol¬ 
chen Heimes gegeben haben soll, denn das gehörte zur 
Kriegszeit weder in .seinen Kompetenzbereich, noch 
konnte er sich zeitlich damit überhaupt befassen. Für 
Einsatz und Unterbringung der Ostarbeiter war der 
ReichsbevoUmächtigtc für den Arbeitseinsatz, Fritz 
Sauckel, zuständig, der alle mit diesem Einsatz zusam¬ 
menhängenden Fragen mit den Gauleitungen und Ar¬ 
beitsämtern bzw. den Betrieben regelte. 

Dem vorliegenden “Dokument” zufolge wmrde bei 
der Besichtigung festgestellt, daß sämtliche Kinder dort 
unterernährt seien, weil “auf Grund einer Entscheidung 
des Landesernährungsamtes” zu wenig Lebensmittel zu¬ 
gewiesen würden, — obgleich ein Erlaß des Reichsernäh¬ 
rungsministeriums vom 6.10.1942 — Nr. 1305 — vor¬ 
liegt, der eindeutig eine ausreichende Ernährung für 
Kinder von Ostarbeiterinnen vorschreibt. In der sich 
ausgerechnet im August 1943 bedrohlich überstürzenden 
Kriegslage für Deutschland (neue Dimensionen der al¬ 
liierten Flächenbombardements auf deutsche Städte, 
Staatsstreich in Italien (24.7,), Sowjetoffensive am Do- 
nez, im .Abschnitt Orel, südwestlich W^jasma und südlich 
des Ladogasees) sollen zwei zentral führende Männer aus 
Berlin wegen eines Kinderheimes für Ostarbeiterinnen 
auf Besuchsreise nach Oberösterreich gefahren sein, 
um langatmig etwas mit Kostenaufwand und Zeitver¬ 
schwendung zu regeln, was kurz durch Anordnung 
per Fernschreiber, Telefon oder Brief zu regeln ge¬ 
wesen wäre, wobei der Oberbefehlsleiter der NSV 
den SS-Oberführer Langoth noch bitten muß, den 
“Gauleiter Eigruber von der Sachlage in Kenntnis zu 
setzen und ihn zu bitten, eine ausreichende Ernährung 
der Säuglinge zu veranlassen”. Schon das allein ist 
absurd. 

Und dann wird noch Himmler persönlich damit 
befaßt und soll etwas entscheiden, was — worauf Hilgen¬ 
feldt selbst hinw'eist — durch Erlaß des Reich.sernäh- 

221 Hans Pfahltnann, "Fremdarbeiter und Kriegsgefangene in der deutschen 

Kriegswirtschaft 1939 • 1945", Darmstadt 1968. S. 211 - 212. 


rungsministers längst geregelt ist! 

Wenn solche Arbeitsgrundsätze bei der deutschen 
Führung während der von allen Mangelerscheinungen in 
materieller und personeller Hinsicht gekennzeichneten 
Kriegszeit geherrscht hätten, hätte Deutschland den drei 
größten Weltmächten der Erde mit Sicherheit nicht so 
lange widerstehen können! 

Hinzu kommen die stilwidrigen Ausdrücke wie “Auf¬ 
zucht der Säuglinge”, “um sie später als Arbeitskräfte 
verwenden zu können”, — und dies ohne Hinweis auf die 
in Wirklichkeit zu bedenkende zeitnahe Arbeitsmoral 
und -leistung der im Arbeitseinsatz befindlichen Mütter. 

Für den gesamten Sachverhalt gibt es nur dieses Stück 
Papier, natürlich auch nicht die erbetene “grundsätzliche 
Entscheidung Himmlers”. Und wer die Auffassung ver¬ 
trat, “die Kinder der Ostarbeiterinnen .sollten sterben”, 
weiß man auch nicht. 

Professorin Gisela Bock macht gegenüber diesem 
“Dokument” und seinem Inhalt keinerlei Vorbehalt 
geltend und generalisiert einen auf ein einziges Kinder¬ 
heim bezogenen Fall für den Gesamtkomplex “National¬ 
sozialismus”. Dabei hätte sie es so einfach gehabt, 
einmal in ein anderes Buch hineinzuschauen, das sich 
mit dem Fremdarbeitereinsatz in der deutschen Kriegs¬ 
wirtschaft befaßt. Dort hätte man sie über die Zuständig¬ 
keiten belehrt: 

“Die deutsche Arbeitsfront, Amt für Arbeitseinsatz, übernahm 
die Betreuung der im Reich eingesetzten gewerblichen ausländi¬ 
schen .Arbeitskräfte bei ihrem Eintreffen und während ihrer 
Beschäftigung im Reich. 'Eine gute Betreuung trägt wesentlich zur 
Eingcw'öhnung der ausländischen .Arbeitskräfte in die deutschen 
Verhältnisse und dadurch zum längeren Verbleiben am .Arbeitsort 
bei. Außerdem werden die .Arbeitskräfte über ihren Aufenthalt im 
Reich in die Heimat günstig berichten und die weitere Anwerbung 
von ausländischen .Arbeitskräften erleichtern.' 

Für die landwirtschaftlichen ausländischen Arbcit.skräfte war 
cs der Reichsnährstand, der die Betreuung vornahm. ... 

Durch Verordnung Sauckels vom 6. April 1942 wurden die 
Gauleiter der NSD.AP zu seinen Bevollmächtigten für den Arbeits¬ 
einsatz in den von ihnen unterstellten Gaugebieten bestellt. Ihre 
•Aufgabe war die Herbeiführung einer reibungslosen Zusammen¬ 
arbeit aller mit Fragen des Arbeitseinsatzes befaßten Dienststellen 
des Sta.'ites. der Partei, der Wehrmacht und der Wirtschaft, um 
damit einen Ausgleich zwischen den verschiedenen Auffa.s.sungen 
und Forderungen zur Erzielung des höchsten .Nutzeffekts auf dem 
Gebiet des Arbeitseinsatzes zu erreichen. ...” 

Sauckel hatte bereits 1942 zu verstehen gegeben, 

“es gehe deshalb keine.swegs an, nur die dcut.schen Volk.s- 
genossen vor Mangclerschcinungcn zu schützen und unbedenklich 
eine ungenügende Versorgung der fremdvölkischen .Arbeitskräfte 
in Kauf zu nehmen, vielmehr sei es notwendig, sich jederzeit 
bewußt zu sein, daß zur Erringung des Sieges nicht allein von den 
deutschen Volksgenos.sen, sondern von den fremdvolkLschen .Ar- 
beit.skräften ein Höchstmaß an Leistung verlangt werden müsse 
und cs unsinnig wäre, fremdvölkische .Arbeitskräfte unter hohem 
Aufwand für die deutsche Wirtschaft heranzuholen und einzu¬ 
setzen, sie dann aber infolge mangelnder Versorgung in ihrer 
Leistungsfähigkeit absinken oder vielleicht zugrunde gehen zu 
la.s.scn. 

Neben der LBerprüfung des Einsatzes in den Betrieben selbst 
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hatte unbeschadet der Zuständigkeit der Dienststellen der DAF. 
des Reichsnälirstandcs oder sonstiger Dienststellen eine laufende 
Cberpnifung der Unterbringung, der Ernährung, der Bekleidung, 
der Gesundheitsfürsorge, der Freizeitgestaltung usw. zu erfolgen. 
In jedem .'\rbeits;tint war ein besonderer Sachbearbeiter für die 
Inspektion des Ostarbeitereinsatzes zu ernennen. Desgleichen war 
bei den Landesarbeits.äintern ein besonderer Sachbearbeiter für 
die Ostarbeiter-Inspektion zu benennen, der laufend alle von den 
Arbeitsämtern an das l.andesarbeitsamt herangebrachten Fragen 
des Ostarbeitcreinsatzes zu überprüfen hatte.” 


Es bedurfte also für diesen Fall weder eines HiJgen- 
feldt der NSV, noch eines SS-Oberführers Langoth, noch 
eines Heinrich Himmler, weder einer Reise von Berlin 
nach Oberösterreich noch einer neuen Entscheidung! 


Methode 4.); VerfälsrheiKle Wiedergabe 

von Dokuinentenlexten 

Wir prüften nachfolgende Aussage Seite 238 gemäß 
Fußnote 85: 


"Hunderte schwarzer Jugendlicher wurden 1937 auBerge- 
sctzlich sterilLsiert: Firgebnis Jahrelattger Planungen seitens 
derjenigen, die auch die gesetzliche Slerilisation.spolitik lenkten. 
Eine unbekannte .\nzahl ‘fremdvdlkischcr’ Arbeiterinnen wurde 
während des Krieges sterilisiert, und ‘nicht vereinzelt“ wurde 
schon vor 19.39 ohne oder gegen Gcrichtsbe.schluB in Konzentra¬ 
tionslagern sterilisiert. Im Jahr 1941 wurde gegen den Rektor der 
Erlanger Universität und Leiter der Frauenklinik ein Verfahren 
eingeleitet, weil er ‘nach eigenem Geständnis in hunderten von 
Fällen Unfruchtbarmachung von Frauen durch Strahlenbehand¬ 
lung unter .Nichtbeachtung der vom Ge.setz vorgesehenen V'or- 
schriften vorgenommen’ hatte." 


menschenversuch* * US-Strafgefangener beim Inhalieren 
Gifte verabreicht von Viren 

"In Alahama (USA) hlichon 132 farbige Syphilitiker 41) Jahre 
lang unbehandelt, damit Arzte erftirtehe.n konnten, wie diesen 
Ij-iden allmählich Skelett und Aiervensystem der Kranken zer¬ 
stört. 

Dan Pentagon, auf der Suche nach neuen Todeswaffen, ließ 
Krebskranke mit .Meutronenstrahlen bombardieren, die (’S- 
Atomenergie-Kommission die Hoden non 131 Strafgefangenen 
mit hohen Köntgenilosen Itestrahlen. In Dutzenden von Zucht¬ 
häusern wurden Häftlingen Krebszellen überpflanzt, Malariacrre- 
ger eingesprilzt und (Ufte wie DDT verabreicht. In einem \ew 
Yorker Heim verseuchten .-frzte geisteskranke Kinder mit Gelb¬ 
sucht-Erregern. Und in willkürlich ausgewählten Restaurants 
machten ... Mediziner im .Auftrag des Geheimdienstes GLA ah¬ 
nungslose Gäste zu Opfern teils tödlicher Tests mit Psycho- 

drog n. S/iiegel Nr. 37,11. September 1978. S, 57 

freiwillige Sterilisierung mit Strafe bedroht” (S. 58) und 
die sogar in der Begründung auf die Verordnung vom 
18.3.1943 hin wies, mit der in das damalige Strafgesetz¬ 
buch als § 226 b eingefügt worden war: 

"Wer in anderen als den gesetzlich zugelasscnen Fällen die 
Zeugung.s- oder Grbärfahigkeit bei einem anderen mit dessen 
Einwilligung oder bei sich selbst vorsätzlich zer.stört oder durch 
Bestrahlung oder Hormonbehandlung nachlialtig stört, wird mit 
Gefängnis nicht unter drei .Monaten, in besonders .schweren Fällen 
mit Zuchthaus bestraft, soweit nicht die Tat nach einer anderen 
Vorschrift mit schwererer Strafe bedroht ist.” 


Zu den “schwarzen Jugendlichen” haben wir zuvor 
Stellung genommen. “Jahrelange Planungen” waren uns 
nicht auffindbar. Sterilisierte “fremdvölkische” Ar¬ 
beiterinnen während des Krieges sind von Gisela Bock 
nicht nachgewiesen worden. Die von ihr angeführte Akte 
des Bundesarchivs NS 19/1578 enthält den Nachweis 
gegen den Rektor der Erlanger Universität und Leiter 
der Frauenklinik nicht. Wir konnten das daher nicht 
nachprüfen. 

Aber selbst wenn hier ein Druckfehler in der Quellen¬ 
angabe vorliegen sollte, so bestätigt Gisela Bock ja selbst, 
daß gegen diesen Mediziner ein Verfahren eingeleitet 
w'orden war, und dies doch w'ohl deshalb, weil solches 
Tun im Dritten Reich unter Strafe stand! 

Man studiere das Buch von Prof. Dr. med. Herbert 
Heiss, “Die Sterilisation der Frau”, Stuttgart 1969*’), 
insbesondere die Seiten ab 41 “Die Strafsache Dohm 
wegen Sterilisation” vor dem Landgericht Hannover 
1963 (betrifft zahlreiche Fälle in der Nachkriegszeit), 
die mit der Entscheidung des Strafsenats des Gerichts¬ 
hofes vom 27.10.1964 dahingehend endete, “daß es 
keine deutsche Strafvorschrift mehr gebe, welche die 

23) Ausgerechnet dieses Buch 

Herbert Heiss, "Die Sterilisation der Frau", Stuttgart 1969 — sowie 
K Nachtsheim. "Für und wider die Sterilisation aus eugenischer Indika¬ 
tion", Stuttgart 1952 — hat Gisela Bock nicht erwähnt + verarbeitet. 


Es ist nicht bekannt, daß Gisela Bock das Verhalten 
des Hannover-Arztes zum Anlaß genommen hat, um 



gegen “das System der Bundesrepublik” zu Felde zu 
ziehen. — Schließlich können Sterilisierungen aus durch¬ 
aus vielfältigen Gründen, auch unter rein medizinist^hem 
Gesichtspunkt notwendig und heilwirksam sein. 

Doch zurück zum Zitat Gisela Bock: “Nicht ver¬ 
einzelt wurde schon vor 1939 ohne oder gegen Gerichts¬ 
beschluß in Konzentrationslagern sterilisiert.” Das als 
Beweis hierfür herangezogene Dok. NS 19/1282 aus dem 
Bundesarchiv enthüllte einen einzigen Fall, den Fall 
eines 24 mal vorbestraften Berufsverbrechers. Doch 
selbst dort lag ein rechtskräftiger Gerichtsbeschluß vor, 
gegen den allerdings verspätet Berufung eingelegt 
worden war. Das EOG (Erbobergericht) hatte den erst¬ 
instanzlichen Beschluß wieder aufgehoben, doch wurde 
dieser aus nicht eindeutig geklärten Gründen zu spät 
zugestellt. So wurde die Operation tatsächlich durchge¬ 
führt. Das Reichsjustizministerium hat sich beschwerde¬ 
führend eingeschaltet und Bestrafung des zuständigen 
Lagerarztes gefordert. Das Ergebnis dieses Verfahrens 
war aus den Akten nicht mehr zu ermitteln. Es stimmt 
also nicht, wenn Gisela Bock schreibt “nicht vereinzelt” 
imd “ohne oder gegen Gerichtsbeschluß”. 

Nächstes Beispiel (.Methode 4) 

Auf Seite 366 schreibt Gisela Bock: 

“Einig war man sich jedoch in dem rassistischen Grundsatz: 
'l(rrauszuarbrhen wäre hier der Grundgedanke, daß davon nur 
Menschen betroffen werden dürfen, die als minderen Rechts zu 
betrachten sind’,” 

Beleg: Kommentar von Eichler (RJM), 4. Juni 1940 
(Bundesarchiv R 22/943 f 8) (f 8 war falsch, muß heißen 
f 17). Wir haben die Akte geprüft: 

Dr. Eichler wendet sich hier gegen einen seltsamen 
Gesetzes-Entwurf, der bereits in “Verordnu.ngsentwurf” 
abgeändert wurde und in Form einer getippten Nieder¬ 
schrift ohne Signum aus dem RMI (Reichsministerium 
des Innern) vorliegt. Bereits der “Entwurf” enthält 
eüie P'ülle von Veränderungen bzw. Korrekturen und 
enthüllt allein damit schon seinen unverbindlichen 
Charakter. Zudem kanzelt Dr. Eichler den gesamten 
Entwurf durchgängig sarka.stisch ab, z.B. damit, daß er 
die Ausklammerung der Strafrechtspflege bei dem “Be¬ 
wahrproblem im neuen Gewände” geißelt. Rein polizei¬ 
liche Maßregeln anstelle der voigeschriebenen juri- 
sti.schcn hieße — so Dr. Eichler — einen völlig neuen 
Grundgedanken, der bisher total unüblich und abzu- 
lehncn ist, herausarbeiten, nämlich den, “daß davon nur 
Menschen betroffen werden dürfen, die als minderen 
Rechts zu betrachten sind. Andernfalls macht das 
Nebeneinander von gerichtlichen und polizeilichen Ver¬ 
fahren das erste zur Farce.” 

Genau das Gegenteil dessen ist aktenkundig, was 
Professorin Gisela Bock behauptet: Von “Einigkeit in 
dem rassistischen Grundsatz” kann keine Rede sein! Der 
“Entwurf” wurde ab.serviert und verschwand. 


Nächstes Beispiel (Methode 4) 

Auf Seite 437 schreibt Gisela Bock, Hitler habe 
Philipp Bouhler und Prof. Dr. med. Karl Brandt münd¬ 
lich ermächtigt, .Abtreibung und Sterilisierung an Prosti¬ 
tuierten und Artfremden, sowie an Konzentrationslager¬ 
häftlingen freizugeben. Ein entsprechender Erlaß erging 
an die Landesregierungen, Gesundheitsämter, Staatsan¬ 
waltschaften, Konzentrationslager und Reichsärzte¬ 
kammern. .Als Beleg wird der Erlaß des RMI vom 19. 
Sept. 1940 (Bundesarchiv, R 18/5008, f. 17 - 19: — 
Angabe war falsch, muß heißen: R 22/5008) angeführt. 
Für Hitlers Ermächtigung, Folgeblatt 45 aus R 18/5008. 
Unsere Prüfung ergab: 

Der Vermerk Rietz.sch (RJM) bezieht sich auf eine 
Besprechung unter Vorsitz von Min.rat Dr. Linden 
(RMI), die sich lediglich mit — generell verbotenen — 
Schwangerschaftsabbrüchen in besonders tragischen und 
nachgeprüften Fällen befaßte. Der Führer habe Reichs¬ 
leiter Bouhler und Prof. Dr. Brandt mündlich er¬ 
mächtigt, alle Lücken der Gesetze zu schließen, um in 
besonderen erbbiologischen, rassischen, Notzucht- und 
sonstigen Fällen Schwangerschaftsabbrüche zu ge¬ 
nehmigen, sofern die Betroffenen selbst oder deren 
gesetzlicher Vertreter oder Pfleger dies beantragt und ein 
solcher Eingriff vor dem 6. Schwangerschaftsmonat von 
einem Arzt in einer Krankenanstalt vorgenommen 
werden kann. — Mit keinem Wort ist von Sterilisation 
oder Zwang die Rede. Auch der in der Dok.-mappe 
vorgeschaltete Richtlinienentwurf für die Staatsanwalt¬ 
schaften weist diesen Sachverhalt unmißverständlich aus. 

Lediglich im Erlaß des RMI vom 19.9.1940 wird 
freiwillige Sterilisation empfohlen, wenn weiterhin 
künftige .Schwangerschaftsabbruch-.Anträge zu erwarten 
sind. 

Der “Erlaß vom 19. .Sept. 1940” war in Wirklichkeit 
lediglich ein Geheim.schreiben des Reichsärzteführers mit 
Kopftxigen des RMI, das “die Möglichkeit, in dringen¬ 
den, begründeten F’ällen” für eine Schwangerschafts¬ 
unterbrechung eröffnete, z.B. bei Notzucht oder der 
“auf Grund bereits erfolgter Geburten kranker Kinder” 
erkennbaren Wahrscheinlichkeit weiteren erbbelasteten, 
unerwünschten Nachwuchses. Das Schreiben geht von 
dem jeweiligen .Antrag einer Schwangeren aus, deren 
Behauptungen mit beweiskräftigen Unterlagen, z.B. auch 
“durch Bescheinigungen anderer Gesundheitsämter” 
oder auch Polizei und Staatsanwaltschaften eingehend 
zu überprüfen seien. Für den Fall, daß eine Schwangere 
einen solchen Antrag stellt, weil sie ein unerwünschtes 
rassefremdes Kind erwartet, so ist auch dies genau zu 
überprüfen und im Falle einer Genehmigung des Schwan¬ 
gerschaftsabbruchs dem “Artfremden” die Begründung 
für die Ausnahmeregelung nicht mitzuteilen. “Zwangs¬ 
mittel zur Durchführung des Eingriffs stehen nicht zur 
Verfügung”. Der Wille der Schwangeren bleibt Voraus- 


Setzung. 

In Fätlon, in denen mit der (ieburt weiterer unerwünschter 
Kinder zu rechnen i.st, soll auf die Schwangere möglichst dahin¬ 
gehend cingewirkt werden, daß sie selbst sich auch gleichzeit« mit 
der Unfruchtbarmachung einverstanden erklärt." 

Das alles liest sich erheblich anders, als es Gisela Bock 
formuliert mit "Freigabe der Abtreibung und Sterilisa¬ 
tion an Prostituierten” und “Kinführung rassischer In¬ 
dikation zur Abtreibung”; auch der hier soelten zitierte 
Satz aus dem Erlaß” wird von Gisela Bttck durch 
Portlassen des ersten Satzteiles in seinem Aussagewert 
total sinnentstellt, denn sie formuliert verallgemeinernd 
so; 

"... und wenn auch für die .\btrcibung velbst ‘Zwangsmittel 
nicht zur Verfügung’ .ständen, so soUe doch ‘auf die Schwangere 
möglichst dahingehend eingewirkt werden, daß sic selbst sich auch 
gleichzeitig mit der Unfruchtbarmachung einverstanden erklärt’." 

Grundsätzlich sei darauf hingewiesen: Wer über dieses 
Ihema überhaupt urteilen will, der möge sich einmal mit 
der Entwicklung des § 218 StGB in der Bundesrepublik 
Deutschland zu Friedenszeiten befassen. Gegenwärtig 
gilt, daß ganz offen von jährlich 300.000 Abtreibungen 
— gesunden Lebens! — im deutschen Teilgebiet BRD 
gesprochen wird, die ganz legal und auf Kosten der 
Krankenkassen durchgeführt werden! 


-Nächstes Beispiel (Methode 4) 

ln diesem Zusammenhang muß man sich freilich 
dagegen verwahren, daß Gisela Bock zuweilen Schrift¬ 
wechsel, publizierte Erörterungen, mündliche Stellung¬ 
nahmen (z.B. “Himmler zusammen mit seinen SS- 
Ärzten” — S. 359), mysteriöse “Verordnungen” und 
“Erlasse” (z.B. “das 3. Änderungsge.setz vom 11.6.1938, 
wenngleich nicht verabschiedet, zeigt” — S. 387) in 
ihren authentischen oder angeblichen Texten mit Ge¬ 
setzesautorität gleichsetzt, obgleich sie eine solche nie 
gehabt haben. 

Metliode 5: 

Verweis auf authentische Dokumente: 

Bei der Fülle der Quellenangaben im Buch von Gisela 
Bock — zumal auch zu diesem ernsten Thema! — und 
ihren ungeheuren Aussagen vermißt der Leser den Ab¬ 
druck der eigentlichen Dokumente, nämlich des Ge¬ 
setzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 
1.1.1934 und seiner Änderung am 26.6.1935. 

Wären dem Leser diese I exte in dem Buch vorgelegt 
worden, wie es sich für eine solch umfangreiche wissen¬ 
schaftliche .Arbeit gehört, so wäre er gegenüber den von 
Gisela Bock gezogenen “Folgerungen” von vornherein 
sehr viel skeptischer geworden. Doch dies war wohl von 


der .Autorin mit Bedacht überlegt worden. eben.sfi wie 
die Tatsache, daß sie Art und Best’haffenheit der zahl¬ 
reichen, nur in irgendwelchen .Archiven nachzu¬ 
prüfenden Dokumente bzw. Papiere in keinem einzigen 
Fall näher beschrieben oder gar im Faksimiledruck 
Nviedergegeben hat. Wir erlauben uns daher den für dieses 
Thema belangvollen Gesetzestext abzudrucken. 

(S. 11 -12) 

Wesentliche Sachverhalte 

Die vielfältigen moralischen, juristischen, erbbiologi¬ 
schen, medizinischen, soziologischen Komponenten, die 
in die Thematik einer Zw’angssterilisierung einfließen, 
bilden insgesamt wissenschaftliche Problembereiche, die 
bereits Jahrzehnte vor dem Nationalsozialismus und ab¬ 
solut unabhängig von ihm international erörtert worden 
sind. Auch während des Dritten Reiches wurden diese 
nicht etwa geheim, sondern in aller Öffentlichkeit dis¬ 
kutiert diskutiert” im Sinne von Austragen kontro¬ 
verser Meinungen! - Auch nach dem Jahre 1945 sind sie 
im In- und Ausland Gegenstand öffentlicher .Auseinan¬ 
dersetzungen geblieben. Wir haben hier somit zeitlose, 
von der Wissenschaft zu handhabende Sachverhalte vor 
uns, die auch in Zukunft die Menschheit auf Dauer 
beschäftigen werden. 

Dabei ist die Frage, ob überhaupt jemals — w'enn ja, 
in welchen Extremfällen — ein Zwangseingriff zur Steri¬ 
lisation statthaft sein sollte oder für notwendig zu 
erachten wäre, mit letzter Sicherheit nie eindeutig zu 
beantworten. Es wird stets Meinungen dafür und da¬ 
gegen geben, je nachdem, wer eine solche Meinung 
abzugeben hat: derjenige, der unter spezifischen Lebens¬ 
bedingungen für eine Gemeinschaft von Menschen V’er- 
antwortung zu tragen und durchzusetzen hat, oder der- 
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jenige, der in keinerlei Verantwortungsbezug eingebun¬ 
den ist und urteilt. Somit schließt ein jedes solches Ur¬ 
teil politische Aspekte mit ein. 

Tatbestand jedoch bleibt, daß mit der im ver¬ 
gangenen Jahrhundert zunehmenden Erkenntnis über 
erbbiologische Zusammenhänge nicht nur beim Tier, 
sondern auch beim Menschen die internationale Dis¬ 
kussion über Zwangssterilisation in Fällen schwerer 
pathologischer Disposition von Ärzten und Wissen¬ 
schaftlern — nicht in erster Linie von Politikern! — 
vorangetrieben worden ist. So war es auch in Deutsch- 
1 land. 

Was Adolf Hitler in “Mein Kampf” mit Nachdruck 
ausgeführt hat, war die politische Forderung, daraufhin- 
zuw'irken, daß erbbiologisch schwer belastete Menschen 
so viel Einsicht aufbringen sollten, auf die Wirkung der 
\ Vererbungsgesetze zu achten und auf Fortpflanzung von 
^ Erbschäden freiwillig zu verzichten. Gisela Bock zitiert 
ja einige dieser Passagen auf S. 23. In “Mein Kampf” ist 
eine Zwang.s.sterilisierung nicht expressis verbis gefordert 
f worden. Doch selbst wenn jemand aus einzelnen Sätzen 
eine solche Folgerung ziehen mag, so versteht es sich 
doch von selbst — und so hat es auch seine Mitwelt 
verstanden —, daß sich solche Konsequenzen allenfalls 
auf die ganz schweren Fälle menschlichen Leids be¬ 
ziehen könnten und daß darüber ohnehin nur die Betref¬ 
fenden selbst und Fachärzte urteilen und entscheiden 
dürften. 

So ist es doch auch später in Deutschland geblieben, 
daß nur Ärzte und Juristen, und nicht etwa Politiker, 
in Ausübung ihres politisch unabhängigen Verantwor¬ 
tungsbewußtseins derartige Entscheidungen zu treffen 
hatten. Die Erbgesundheit^erichte beider Instanzen 
waren Spezialgerichte, die mit ausgesuchten medizini- 
v sehen Sachvenständigen besetzt waren. Es konnte also 
nicht etwa irgendein Arzt nach eigenem Dafürhalten 
derartige Eingriffe vornehmen! 

‘ Gisela Bock erwähnt dies zwar kurz, doch in ihrer 
Gesamtdiktion werden die deutschen Ärzte und Juri¬ 
sten, überhaupt alle Akademiker wie Nicht-Akademiker, 
die während der Jahre 1933 - 1945 in Deutschland 
irgendwelche Ämter innehatten, pauschal als Schwach¬ 
sinnige, verkommene Subjekte, wenn nicht direkt als 
Verbrecher apostrophiert. Dieser Eindruck muß zu¬ 
mindest dadurch entstehen, daß ja alle diese Leute das 
“mitgemacht”, “schweigend geduldet” haben, was sie in 
ihrem Buch alles schildert und was bei den von ihr 
genannten Größenordnungen ja auch nicht hätte “ge¬ 
heim” bleiben können. 

Mit dieser Diktion entbindet sie sich selbst der 
Verpflichtung, Einzelheiten seriös, wertneutral, sachge¬ 
recht untersuchen und beurteilen zu müssen. Normale 
Maßstäbe für Intelligenz und Moral “der Täter” braucht 
man ja heute für jene Zeitepoche in Deutschland nicht 
walten zu lassen. 


Mehr oder minder ungewollt und zufällig finden sich 
in ihren Ausführungen Passagen, die indessen so gar 
nicht in ihren sonst üblichen Stil hineinpassen: 

“Zwischen 50 % und 90% der Patienten (in den .‘\nstalten, — d. 
Verf.) wurden als ‘erbkrank’ cinj^cstuft, unter den Epileptikern in 
den Bethelschen Anstalten waren es 70%: die entsprechenden 
NachXorschunftcn reichten zuweilen bis in die dritte Generation 
zurück: ‘Da werden Akten hervorgc.sucht, die oft seit Jahren 
lagerten, und durchstudiert.’ Ein großer Teil der wn den .■Vn- 
stalten selbst Selektierten wurde entweder dem Amtsarzt zur 
Sterilisation angezeigt bzw. in Form von ‘Verdachtsanzeigen’ 
gemeldet, zum Unterschreiben von Selbstanträgen gedrängt, oder 
aber die Anstalten bcanlragten sclb.st beim Gericht die Sterilisa¬ 
tion. ... 

Der Schritt von der Anzeige zum Antrag fand hauptsächlich 
dann statt, wenn die Betreffenden physiologisch als ‘fort- 
pflanzungsfähig’ oder wegen eventueller Bcwegungsfreilieit inner¬ 
halb der Anstalt oder bevorstehender Entlassung als ‘fort¬ 
pflanzungsgefährlich' galten.” (S. 260 - 261) 

Anstaltsärzte haben sich sogar gelegentlich bei den 
Gerichten beklagt, wenn ihre Anträge ab^elehnt worden 
waren. Immerhin: “Die entsprechenden Nach¬ 
forschungen reichten zuw'eilen bis in die dritte Genera¬ 
tion zurück. Jahrelang verstaubte Akten wurden durch¬ 
studiert”! Bekannt war, daß “die Mehrzahl der evange¬ 
lischen Gei.stlichen die Berechtigung des Gesetzes aner¬ 
kannt hatte” (S. 255). 

“Ein.schlägigc Zeitungsausschnitt.sammlungrn belegen, daß sich 
die .Sterilisatioii.spolitik weitgehend öffentlich abgespielt hat.” (S. 
181 ) 

Doch das Thema wurde auch in einer umfangreichen 
Literatur, also in medizinischen und juristischen Fach¬ 
büchern behandelt. *"’) Sogar das Reichsgesundheitsblatt, 
jedenfalls für das Jahr 1934, brachte eine Aufstellung 
über die Arbeit der Erbgesundheitsgerichte. 

“Nach dieser Tabelle wurden 1934 = 84.325 Anträge auf 
Unfruchtbarmachung von den F.rbgesundheitsobergerichten be¬ 
arbeitet (1,3 auf 1.000 Einwohner), davon waren 74,9% der 
.\nträge erledigt (= 63.309). In 93,8% der erledigten Fälle (= 
59.384) wurde die Unfruchtbarmachung angeordnet, in 6,2% der 
erledigten Fälle abgelehnt (= 3.925). Für die späteren Jahre 
konnten entsprechende Zusammenstellungen nicht mehr nach- 
gewic.sen werden.” 

Bei diesen Zahlen ist jedoch zu beachten, daß 
Zwangsmaßnahmen zur Durchführung der Unfrucht¬ 
barmachung 1934 in 2.470 Fällen und im Jahre 1935 in 
6.120 Fällen angewendet worden waren. 

In diesem Zusammenhang sollte man jedoch ein 
Untersuchungsergebnis von G. Schmidt an Hand der 
Akten des Gesundheitsamtes Berlin-Tiergarten zur 
Kenntnis nehmen, die feststellte, daß 

“die Verfahren (des Erbgesundheitsgerichtes Berlin) mit 

24J Manfred Stürzbecher, "Oer Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 

erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 in den Jahren 1935 und 

1936” in: öffentlichen Getuntiheittwesen 36 (19741, Georg Thieme 

Verlag, Stuttgart, S. 350 - 359 
25) Manfred Slürzbecher aaO. S. 3S4 


29 


äußerster Präzision duxchgefuhrt wurden. Soweit nur die 
geringsten Zweifel an der Erblichkeit des Leidens bestanden, wies 
das Gericht in Berlin den .\ntrag zurück.” 36) 

G. Schmidt fand ebenfalls heraus, daß auch entgegen 
den .^Ordnungen des Gerichts Unfruchtbarmachungen 
dennoch nicht immer durchgeführt wurden. 

Um Ausmaß und Auswirkungen der Maßnahmen 
beurteilen zu können, muß man zunächst zwischen 
Anzeigen und “Anträgen” unterscheiden. Eine diesbe¬ 
zügliche Anzeige von Ärzten, Anstaltsleitern und sonsti¬ 
gen Personen (der Erbkranken oder ihrer gesetzlichen 
Vertreter) diente lediglich der Bestandsaufnahme für die 
Reichsstatistik; ein Antrag hingegen — wobei tunlichst 
auf Freiwilligkeit Wert gelegt wurde — diente zur ge¬ 
richtlichen Überprüfung und Durchführung der Maß¬ 
nahme. Wenn also der Präsident des Reichsgesundheits¬ 
amtes dem Reichsminister des Inneren 1934 die 
Existenz von 222.055 und 1935 = 166.345 Erbkranker 
im Sinne des GVeN mitteilte, so war dies etwas anderes 
als die 91.299 Anträge (weitgehend Freiwilliger), die 
1934 und 1935 nachfolgende Erbkranke betrafen; 


Erbkrankheicen: 


1934 1935 


.\ iiKcborcncr Sc hwach»inn 
Sclii/ophrcnir 
Zirkuläres Irresein 
Erbliche Eallsiiclit 
Erblicher t’cilslan/ 

Erbliche Blindheit 
Erbliche Taubheit 

Schwere erbliche körperliche Mißbildung 
.Schwerer .\lkohoIisinus 
Ohne Angabe der Diagnose 


in-sgesamt 


53.1.38 

41.4.57 

17.726 

14.012 

2.144 

I.-174 

11.694 

9.014 

138 

90 

776 

560 

1.991 

1..339 

936 

469 

2.756 

1.953 

1.405 


91.299 71.773 


in den 3 Jahren von 1959 bis 1961 sind dort 350.000 
Sterilisationen statistisch erfaßt worden, 

Ergibt es doch immer ein einseitiges Bild, wenn man 
nur eine Szene auf der Bühne des Weltgeschehens aus¬ 
leuchtet und alles andere im Dunkeln beläßt. 

So mag in diesem Zusammenhang eine Aussage aus 
der Broschüre von Reiner Pommerin von Interesse sein: 

“.Andererseits zeigten die Untersuchungen von R. Fetscher^*^, 
der schon in eigener Sterilisationspraxis 1919 elf Sterilisationen 
aus eugenischer Indikatktn durchgeführt hatte, daß in 17 Städten 
mit über 50.000 Einwohnern 1928 und 1929 von den Gesund¬ 
heitsämtern Sterilisationen veranlaßt worden waren und für 1930 
weitere geplant wurden. Die Zahl der privat vorgenommenen 
Sterilisationen aus eugenischen Gründen ließ sich überhaupt nicht 
abschätzen.” 2 9) 

Für die Weimarer Zeit 1919 - 1932 bleibt festzustel- 
len, daß der Preußische Landesgesundheitsrat nach An¬ 
hörung von über 100 Sachverständigen auf seiner Ta¬ 
gung am 2. Juli 1932 die Sterilisierung zur Förderung 
der Erbgesundheit gebilligt. und die Internationale 
Kriminalistische V^ereinigung in Berlin 1932 eine gesetz¬ 
liche Regelung der Unfruchtbarmachung aus eugenischer 
(also erbbiologischer) Indikation befürwortet hat. 

Solche Kongresse hatten auch schon vor dieser 
Zeit im Ausland stattgefunden. Erinnert sei an den 
Internationalen Eugeniker-kongreß in New York 1932, 
der die Auffassung bekundete, daß zwangsweise Un¬ 
fruchtbarmachung Erbkranker kraft staatlicher Obser¬ 
vanz und Anordnung bereits innerhalb eines Jahr¬ 
hunderts zu einer erheblichen Qualitätsverbesserung der 
Bevölkerung und Verringerung bedeutender Sozialpro¬ 
bleme führen würde. Auch bliebe zu berücksichtigen, 
daß insbesondere Erbkranke bedenklich fruchtbar 
seien. **) 


Die Zahlen der hiervon Operierten wurden bereits 
genannt, vorausgesetzt, daß die an sich verläßlich er¬ 
scheinenden Angaben bei M. Stürzbecher stimmen. 
Leider stehen uns keinerlei Unterlagen dafür zur Ver¬ 
fügung, prüfen zu können, um welche konkreten Fälle es 
sich bei den Zwangsmaßnahmen handelt. So sehr einem 
solche vom Gefühl her widerstreben, muß doch berück¬ 
sichtigt werden, daß das Spektrum pathologischer Elnt- 
artungen und auf eine Gefährdung einer Gemeinschaft 
hinzielenden Veranlagungen außerordentlich groß ist 
und einer politischen Beurteilung bedarf. Zu dieser 
Frage ist des Umfanges und der Details wegen auf die 
medizinische und juristische Fachliteratur zu ver^veisen. 

Auch fehlen Vergleichszahlen und analoge Situations- 
berichte^^a^dem Ausland — mit Ausnahme von Japan: 

26) G. Schmidt, Die Spruchkammerprexis des Erbgesundheitsgerichtes 
Beriin - dargestellt anhand der Unterlagen des Gesundheitsamtes Tier- 
garten in Berlin", - Akademie für Staatsmedizin In Hamburg Amts¬ 
arztarbeit 1968 

Wilfent Dalicho, "Sterilisation in Köln auf Grund des GVeN vom 14. 
Juli 1933 nach den Akten des Erbgesurtdheitsgerichts von 1934 bis 
~ erwähnt auf S. 49, jeder 5. Antrag (auf S. 
106 = jeder 3.) sei von den Gerichten abgelehnt worden. 


Nicht ohne Grund — wir wiederholen es — waren es 
nicht in erster Linie die Politiker oder die “Nazis”, wie 
es heute opportun ist zu apostrophieren, .sondern Medi¬ 
ziner, Anstaltsleiter, Seelsorger und Fürsorger, die eine 
vorbeugende und sinnvolle Erbpflege zuerst und bis 
heute nachhaltig gefordert haben. 

Man mag diesbezüglich einiges über die evangelische 
“Innere Mission” nachschlagen: Bereits 1931 forderte 
Dr. phil. Dr. med. Hans Harmsen, Geschäftsführer des 
Gesamtverbandes der deutschen evangelischen 
Kranken- und Pflegeanstalten e.V.” und Schriftführer 
der evangelischen Fachzeitschrift "(Tosuudheilsßirson^o" 
eine “eugenische Neuorientierung unserer Gesundheits- 
pflege” durc h Ausschaltung schwer ErbgeschUdigter 

27j Herbert Heijs (Prof. Dr. med.l, "Die Sterilisation der Frau" Stuttgart 
1969, S. 17. 

28) R. Fetscher. "Stand und Entwicklung der Sterilisierung" in- Soziale 
Medizin 1931, Nr. 7, S 564 + 

"Dte Sterilisierung aus eugenischen Gründen" in- AiUrhrifi für die 

fiemnite Sl mfreehtxu itsensehafl (57], ^932.S. 405 423 

29) Reiner Pommerin aaO. S 39, 

301 Herben Heiss, aaO. 43 - Reichsanzeiger 1933, Nr. 172; amtliche 
Begründung des GVeN. 

31) Herben Heiss,aaO.S. 119. 
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